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7. Innerparteiliche Demokratie 
von Oscar W. Gabrlel 
1. Die politische Bedeutung InnerparteIlIcher 
Demokratie 
Bei der Gestaltung der politrschen WillensbIldung des 
Volkes wurde den Parteien nach Artikel 21, Abs. 1 des 
Grundgesetzes eine zentrale Rolle zugewiesen. in sei· 
nem ersten Paragraphen nahm das Parteiengesetz eine 
weitere Präzislerung vor: Demnach kommt den Parteien 
die Aufgabe zu, sich an der Gestaltung der öffentlichen 
Meinung und an der Vertiefung der politischen Bildung 
der Bürger zu beteiligen. deren Teilnahme am pant!-
senen Leben zu fördern, Wahlbewerber aufzustellen, 
Einfluß Buf Regierung und Parlament auszuüben, ihre 
Ziele in den ProzeB der politischen WillensbIldung ein-
flieBen zu lassen und schließlich die Verbindung zwi-
schen "Volk und Staatsorganen" herzustellen. Mit die-
sen AufgabendefiniUonen übernahm das Parteiengesetz 
nichts anderes als eine Festsduelbung der faktischen 
Stellung der Parteien im Prozeß der politischen WHlens-
bildung, wie sie sich nach 1945 herausgebildet hatte. 
Oie enorme politIsche Bedeutung in der Verfassungs-
wirklIchkeit läßt die vom Grundgesetz und vom Par· 
telengesetz erhobene Forderung nach einer demokra-
tischen inneren Ordnung der Parteien besondere Be-
deutung gewinnen. Dies Ist um so mehr der Fall, als 
sich die ParteIen zu den entscheidenden .. points of 
access" (Einstiegsluken) des politischen Systems ent-
wickelten, sowohl hinsichtlich der Entschaidung von 
Sachproblemen als auch in Bezug auf die Rekrutierung 
der politiSchen Führungsgruppe eInes landes. Sie bie-
ten eine permanente, den gesamten politischen Bereich 
umfassende Partizipationsmöglichkeit 1. 
2. Rechtliche Rahmenbedingungen der 
InnerparteUlchen Demokratie 
Nach Herzig ergibt sich die Rechtsstellung der politi-
schen Parteien aus Artikel 21 GG, aufgrund dessen das 
Parteiengesetz erlassen wurde". Will man Abendroth 
folgen, so Ist dieser ArtiKel als Konkretlslerung des 
Artikel 20 GG der Bestandsgarantie des Artikels 79, 
Absatz 3 GG unterworfen'. Da die grundgesetzlIchen 
Bestimmungen über die Funktionen der Parteien noch 
recht allgemein gefaßt sind, nahm das Parteiengesetz 
eine genauere Abgrenzung vor. Danach kommt den Mit-
gliedern ein MItwirkungsrecht am InnerparteilIchen Wil-
lensbildungsprozeß zu" und Ihre Redlten und Pflichten 
, Vgl. ZEUNER, Bodo : InnerpartelUche Demokratie; Bertln 
1969, S. 11 
J Vgl. HERZIG, Arthur: Die Redltsstallung der poIlUschan 
Parteien In der parlamentarischen Demokratie der Bundes-
republIk Deutschland : In : Elchholz-Brlef 1 (68), S. 4 
J Vgl. ABENDROTH, Wolfgang: Innerpartalllche und Inner-
verbandllche Demokratie als Voraussetzung der politischen 
Demokratie: In : PVS V. 3 (UI64), S. 312 
, ParteIengesetz (24. 7.1967), BGBI. I, S. n3, § 7 21t. nadl 
OLZOel, GOnter: Die politischen Parteien; 5. Auf!. MOnchen 
1968. S . 148 t1. 
sind mehr oder minder genau definiert I. Ziel dieser 
Bestimmungen Ist es, die Freiheit des politischen Pro-
zesses an seiner Quelle zu sichern, Indem die MItwIr-
kungsrechte der Mitglieder herausgestellt werden ' . Die 
Forderung nach Transparenz und Demokratie gilt aller-
dings ebenso In den .. Au6enbezlehungen" der Parteien: 
Die öHenlllchkelt erhält die Möglichkeit des Einblicks 
In die Parteifinanzen '. Die Publizität Ihres Flnanzge-
barens wIrd nicht zuletzt dadurch erzwungen, daß beim 
Ausbleiben der Veröffentlichung der Rechenschafts-
berichte keine Wahlkampfkostenerstattung erfolgt'. 
3. Organ188tlonasozlologl8che Rahmen-
bedingungen 
Obwohl In diesem Rahmen nicht auf spezielle organI-
sationssoziolog ische Fragestellungen eingegangen wer-
den kann, scheint es notwendig, einige allgemeine 
Charakteristika herauszustellen, dIe auch für die Par-
teIen als formale Organisationen Im Bereich des poli-
tischen Systems Geltung besitzen. In Organisationen 
sind Im allgemeinen auf allen Stufen die Merkmale der 
Hierarchie (Problem des Verhältnisses Führungsmit-
gliedschaft) und der Bürokratislerung anzutreffen. Die 
formale Struktur ( .. Institutionengerüst") wird durch eine 
nicht minder bedeutsame Informelle Struktur ergänzt. 
Daneben zeichnen sich Organisationen durch bestimmte 
Funktionen und Ziele sus, die Im Falle der politischen 
Parteien teils durch die entsprechenden gesetzlichen 
Bestimmungen vorgegeben sind, zum Tell aber auch In 
Statuten und Programmen selbständig definiert 
werden'. 
Drei wesentliche Funktionen können den Parteien auf 
der Basis der gesetzlichen Bestimmungen und der poli-
tischen Praxis zugeschrieben werden : Aufgrund der 
rransmlsslonsrlemenfunktlon vermitteln die Parteien 
zwischen der politschen Spitze des Systems (Regierung, 
Parlament) und der Bevölkerung als .. Basis". Eine Ahn-
IIche Funktion erfClllen die mittleren Ebenen (Land, Be-
zirk) Im Internen Bereich der Parteien, In dem sie eine 
solche Aufgabe Im Verhältnis Führung-Mitgliedschaft 
übernehmen. Weitere Funktionen sind die der FDhrer-
auswahl und der Gruppenintegration 10. 
Die Ziele der Parteien ergeben sich Im wesentlichen 
aus Ihren Aufgaben. So steht Im Vordergrund das Stre-
• ParteienG §§ 11-17 
.. Vgl. HESSE, Konrad: GrundzOge das Verfaaaungsrec:tlt der 
BundesrepublIk Deutschland; Karleruhel9S7, S. 70 
7 ParteienG §§ 4,25; GO Art 21, Aba. 4 
• Vg1. HERZIG, a.8.0., S. 8 
'Nliheras zur Charaktarlsierung sozlaler Organlsetlonen 
(mit entsprechenden Litaraturtlinwelaen) siehe bei: 
MAYNTZ, Renate : Soziologie dar Organisation; S. Aufl. 
ReJnbek bel Hamburg 1971 
nach: Ralnbek bel Hemburg 1972: ETZIONI, AmItai: Sozio-
logie der Organisationen, 3. Auf!. MOnchen 1971; 
LUHMANN, Nlklaa: Funktionen und Folgen formaler OrganI-
sationen; 2. Autl. Berlln 1972 
11 Vgl. ZEUNER. a.8.0 ., S. 12 H. 
75 
ben nach Macht zur Verwirklichung Ihrer politischen 
Ziele t1, oder. wie Grewe es formuliert. die legitimie-
rung des Machtstrebens am Gemeinwohl u. Nach den 
Bestimmungen des Parteiengesetzes Ist es erforderlich. 
daß die Ziele ernsthaft und nicht begrenzt sind n. 
Um eine Präzisierung dieser Ziele bemühen sich die 
Parteiprogramme mit Ihren Festsdlreibungen der Wert-
vorstellungen und Ihren AufgabendefInitionen. sie blei-
ben jedoch meist sehr allgemein U. Neben dem Ver-
such, unter Beteiligung der Mitgliedschaft im Macht-
kampf das .. Gemeinwohl" zu realisieren, kann aber 
auch ein Seibstwert darin liegen, den Mitgliedern Parti-
zipationschancen zu gewähren und so zur Stabilisie-
rung des politischen Systems beizutragen IS. Jedenfalls 
hängt der interne Zusammenhalt der politischen Par- . 
teien, Ihre Integrationsdichte. wesentlich von dem Aus-
maß der Identifikation der Mitglieder mit den Organi-
sationszielen ab. Hierin bestehen allerdings zwischen 
den einzelnen Parteien erhebliche Unterschiede " . 
4. Kriterien einer demokratischen BInnenstruktur 
der politischen Parteien 
Lohmars Kritik. die Kriterien einer demokratischen Bln-
nenstruktur der politischen Parteien selen nicht aus-
reichend definiert Ir, traf zwar zum Zeitpunkt der Ver-
öffenUlchung seines Buches zu, Ist Jedoch nach der 
Verabschiedung des Parteiengesetzes zum Teil über-
holt. Aus den entsprechenden rechtlichen Bestimmun-
gen lassen sich Merkmale ableiten, nach denen die 
Innere Ordnung der Parteien gestaltet sein muß, wenn 
sie dem Demokratiepostulat genOgen will. Umfassender 
als Kaacks Forderungen (Verbot des Führerprinzips, 
Anwendung des Mehrheitsprinzips in den Gremien. 
Gleichheit tt) scheinen die Müllers, die relevante Krite-
rien demokratischer Ordnung aus dem gesamtstaat-
lIchen Bereich auf den der inneren Struktur der Parteien 
übertragen ". Von einem anderen Demokratiebegriff 
tt FLECHTHEIM, Osslp K.: ParteIen; In FRAENKEL, Ernst I 
BRACHER, Karl-Dletrlch: Staat und Politik; Frankfurt 8. M. 
1964, S. 243 f.: ~E[ne Partei Ist eine auf mehr oder wenIger 
freIer Werbung beruhende relativ fest gefügte Kampf-
organIsation, die Innerhalb einer polllJschen GebIetskör-
perschaft ( ... ) mittels der Obernahme von Sie lien Im Herr-
sehaltsapparat 80 viel Macht besItzt oder zu erwerben 
sucht. daß sie Ihre ideellen oder (bzw. und) materiellen 
ZIele verwirklichen kann. ~ 
" Vgl. GREWE. Wilhelm: Zum Begriff der pollt/sehen ParteI: 
In: ZIEBURA, Gilbert (Hg.): BeitrAge zur allgemeInen 
Parteienlehre, Darmstadt 1969. S. 85 
U ParteienG § 2, Abs. 1 
.. Vgl. die entsprechenden Passagen In den PrAambeln des 
Berliner Programms der CDU und des Godesberger Pro-
gramms der SPO, zlt bel BEZOLD, Otto: Die deutSchen 
Partelprogrammo, München o. J ., s. 60 ft., s. 82 H. 
U Vgl. BARNES, Samuel H_: Party Democracy; New Haven 
1967, S. 234, sowie: SCHARPF, Fritz W.: Demokratielheo-
rle zwischen Ulople und Anpassung; Konstanz 1970, 
S_ 66 H., S. 70 H • 
.. Am stArksten ist ale In der Funldlonlrsschlcht der SPD, 
vgl. LOHMAR, Ulridl : Innerpartellldle Demokratie, 2. Auf!. 
Stuttgart 1968, $. 49 
n vgl. LOHMAR, a.a.O., S. 7 H. 
tt Vgl. KAACK, Helno: Oie Partelan In der Verf8S3ungswlri<-
lIc:hkell der Bundesrepubllk. KJell964, S. 10 
n Vgl. MOLLER, Ulo: OIe demokretJsche WIllensbIldung In 
den polltJsc:hen Parteien, Malnz 1967. S. 95 ff. 
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ausgehend. könnte man allerdings auch zu anderen 
Kriterien kommen. 
Der G/elchhe/tsgrundsatz besitzt zwei Komponenten: 
Er bezieht sldl auf das Recht auf prinzipiell gleichen 
Zugangs zu politischen Ämtern wie auf das Recht zur 
gleichen Beteiligung an Innerparteilichen EntscheI-
dungsprozessen 20. Das Prinzip der Volkssouveränität, 
hier nur auf das NPartelvolk" anzuwenden, dient der 
legitimation der Macht der Parteiführung. Diese Ist 
auch dort gegeben, wo sie auf Indirektem Wege erfolgt. 
etwa über Parteivorstände, die dann aber Ihrerseits 
demokratisch gewählt sein müssen. Der Kern des Prin-
zIps der Volkssouveränität, auf die politischen Parteien 
angewandt, besteht in der Forderung nach primärer 
Entscheldungspompetenz der Mitglieder, aus der sIch 
die der FOhrung ableItet". 
Als drittes Element nennt MOller das der Machtkon-
trolle. Wenn ihr auch eine strenge Abbildung des ge-
samt-staatlichen Gewaltenteilungsmodells {gesetzge-
bende. vollziehende, rechtsprechende Gewalt} Im B&-
reich der politischen Parteien nicht möglich erscheint, 
fordert sie dennoch eine Madltvertellung und Mad'ltkon-
trolle auf der vertikalen Ebene (Vorstand, Mitglieder, 
Delegierte, Parteigerichte), die durch eine horizontale 
Machtkontrolle (Kreis, Bezirk, Land, Bund) ergänzt 
wird ll. 
Auf der Basis dieser Kriterienbestimmung, der sich der 
Verfasser Im wesentlichen anschließt, muß sich eine 
am Postulat InnerparteIlIcher Demokratie ausgerichtete 
Analyse der derzeItigen Strukturen der politischen Par-
teien folgende Fragen stellen: 
_ Wie ist das Verhältnis der Mitgliedschaft zur Füh-
rung Im Hinblick auf die Ämterbesetzung und die 
MitgJlederpartlzipation am politischen Willensbll-
dungsprozeB geregelt? 
- Wie Ist die Macht zwischen den einzelnen Gruppen, 
Organisationsebenen und Gremien verteilt? 
- Wie steht es um die Transparenz po!ilisdler Ent-
scheidungen? 
- Wo liegen Ansatzpunkte für praktische Reformen 
und wie könnten diese In groben Konturen aus-
sehen. 
Im folgenden soll eine Beantwortung dieser Fragen 
versucht werden, die in diesem Rahmen notgedrungen 
nur unvollständig sein kann. Die zugrundeilegende 
Fragestellung legt auch einen Verzicht auf die Diskus-
sion sogenannter systemsprengender Reformstrategien 
nahe. obwohl diese Im Einzelfall ebenso reizvoll wie 
lohnend sein könnte. Keineswegs beanspruchen die 
sich aus dem NSchwachslellenkatalog" ergebenden Ver-
besserungsvorschläge letzte GUltigkelt. vielmehr ver-
stehen sie sich als Ansatzpunkte möglicher Reform-
diskussion. 
H vgl. ebda., S. 103 ff., S. 112 H. 
J1 vgl. ebda., S. 104, S. 118 ff. 
11 vg1. MOLLER, aLO., S. 142 H. 
5. Die Organisationsstruktur der poIlUsehen 
Parteien als BestImmungselement 
InnerparteIlIcher Demokratie 
Das Parteiengesetz und die Statuten der politischen 
Parteien setzen den Instltutlonellen Rahmen. innerhalb 
dessen der innerparteiliche Wlllensblldungsprozeß ab-
läuft. Hier sei zunächst einmal das formale Institutio-
nengerüst dargestellt. 1m Gegensatz zu Müller wird 
dabei die Meinung vertreten, daß die Innerparteiliche 
Funktlons- und MachtverteIlung dem Anspruch nach 
sehr wohl dem Gewaltenteilungsmodell entspricht, ba. 
sonders, wenn man sie von den definierten Funktionen 
her betrachtet. Im wesentlichen ähneln sich die OrganI-
sationsstrukturen der Parteien. wenn auch gewisse 
Unterschiede zwischen der SPO und den .. bürgerlichen" 
Parteien bestehen. 
5.1. Die vertikale Gliederung 
Auf allen Ebenen der Parteiorganisation findet sich Im 
Prinzip die gleiche Gliederung. die. dem Gewalten-
teilungsmodell entsprechend, zwischen einer legisla-
tiven (Mitgliederversammlung und Parteitag). einer exe-
kutiven (Vorstand) und einer richterlichen (Parteige-
richte) Gewalt unterscheidet. Der allgemeine Parteiaus-
schuß bekleidet eine Art .. Zwitterstellung" zwischen 
exekutiver und legislativer Instanz. 
5.1.1. Parteltage und Mitgliederversammlungen 2l 
Nach dem Parteiengesetz sind die Mitglleder- bzw. Ver-
treterversammlungen die hödlsten Parteiorgane. Ihnen 
kommt die Aufgabe zu, Programme, Satzungen und 
ähnliche .. Parteigesetze" zu besdlließen, die Mitglieder 
der Vorstände und die Delegierten der höheren Gre-
mien (Parteitage) zu wählen sowie die Rechenschafts-
berichte der Vorstände entgegenzunehmen. 
Auf der untersten Ebene. der des Ortsverbandes. Ober· 
nimmt die Mitgliederversammlung diese Aufgaben, 
während bereits In größeren Kreisverbänden, späte-
stens aber von der landesebene aufwärts. das Dela. 
giertenprinzip wirksam wird. Entgegen früheren Rege-
lungen, die die Praxis der Delegiertenwahlen In das 
Belieben der Parteien stellten, besteht nunmehr die 
Vorschrift der direkten Delegation der Parteitagsmit-
glieder durch die nächst niedrigere Organisationsstufe. 
Inwieweit Vorstandsmitglieder den Parteitagen mit 
Stimmrecht angehören dürfen. bleibt den einzelnen Par-
teien überlassen; die zulässige Höchstzahl an ex-
offlclo-Mitglledern liegt jedoch bei 20 Ofo. 
5.1.2. Vorstände ~ 
Oie Aufgabe der Vorstände besteht darin. die Geschäfte 
des betreffenden Gebietsverbandes zu führen und Ihn 
nadl Maßgabe der Satzllng und der einschlägigen Be-
sdllOsse der Parteitage (Mitgliederversammlungen) zu 
leiten. Der ehemals sehr hohe Anteil der .. geborenen 
Mitglieder" (CDU-Bundesvorstand: 93%, FDP-Bundes-
vorstand 63 Ufo) wurde durdl das Parteiengesetz auf 
maximal 20 Ofo begrenzt. Als den Vorständen nadl· 
U PartalanG § 9 
J.I ParteienG § 11 
geordnetes exekutives Organ besteht das vermlHels 
unterschiedlidler Verfahren zu besetzende Präsidium 
als zentrale Führungsspitze der ParteI. 
5.1.3. Allgemeine Parteiausschüsse U 
Sie dienen vor allem dazu. Aufgaben der Parteitage zu 
übernehmen. die wegen ihrer Größe lediglich In eln-
oder zweijährigen Abständen tagen. Sie haben Sach-
fragen zu entscheiden und die Vorstände zu kontrollie-
ren. Der ehemals hohe Anteil an ParteIvorstandsmIt-
gliedern der gleichen Ebene bei CDU und FDP wurde 
durch die Bestimmungen des Parteiengesetzes auf ein 
Drittel aller Mitglieder Im Hödlstfalle reduziert. Diese 
Organe können auf der gleichen organisatorischen 
Ebene gewählt werden, möglicherweise werden sie 
aber auch von der nächst niedrigeren Ebene beschickt. 
In diesem Falle sind sie als "föderative Organe" 
konzipiert. 
5.1.4. Parteigerichte 2' 
In den Aurgabenberelch der Parteigerichte fällt die 
Schlichtung Innerparte1l1cher Streitigkeiten. Ihre Mit· 
glieder dürfen nicht zugleich Vorständen angehören 
oder Angestellte der Partei sein. 
5.2. Die horizontale Gliederung 
Abgesehen von gewissen Unterschieden zwischen der 
SPD und den .. bürgerlichen" Parteien bestehen Im 
horizontalen Aufbau beträdltliche strukturelle Gemein-
samkeiten, wobei sich die SPD zunehmend den übri-
gen Parteien angleldlt. Oberhalb der nldlt autonomen 
Ortsebene Ist der Kreisverband die kleinste selbstän-
dige politische Einheit. Auf diesem baut der Landes-, 
darauf wiederum der Bundesverband auf. Mitunter 
besteht bei CDU und FDP noch eine - Im Untersdlled 
zur SPD polltisdl bedeutungslose - Bezirksebene. 
Während sich bei der FDP die Grenzen der landesver-
bände mit denen der Bundesländer decken, gibt es In 
elOigen Bundesländern (Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen. Baden-Württemberg) mehrere landesver-
bände der CDU. In der SPD Ist der Ortsverein die 
unterste organisatorische Ebene, zwisdlen den Kreis-
und den - politisch zentralen - Bezirksverband sdllebt 
sich der Unterbezirk. Der Landesverband besitzt dem-
gegenüber hier nur koordinierende und repräsentative 
Funktionen lF. 
5.3. MachtverteIlung durch GruppenglIederung 
Ein zusätzliches Element der Machtverteilung findet 
sich bel der CDU In den Vereinigungen. die bei den 
übrigen Parteien mit Ausnahme der CSU keine struk-
turelle Entspredlung finden. Ihre Aufgabe besteht 
darin, das Gedankengut der CDU In die Bevölkerungs· 
gruppen hineinzutragen, deren Interessen sie sich Innerw 
halb der CDU zu vertreten bemühen lI. 
3J ParteienG § 12 
31 ParteienG § 14 
11 Statut der CDU, §§ 15-26, zll ZEUNER, 8.8.0., S. 130 f. 
Organisationsstatut der SPOt §§ 8-10, ebda, S. 139 Bun-
dessatzung der FDP. §§ 9,10. ebda. S. 150 
a Vgi. §§ 38. 39 des Statuts der CDU. aa.O., S. 1331. 
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Wenn man nun den formalen Aufbau der politischen 
Parteien und ihre Satzungen als Kriterien ihrer demcr 
kratischen Binnenstruktur akzeptierte, wären sie über 
jeden Zweifel erhaben: Von der Rechtsnorm her, wie 
sie ihren Niederschlag In Salzungen und Statuten fin-
det, besitzen alle Mitglieder die gleichen personelien 
Aufstiegs- und sachlichen Partlzlpallonschancen, dIe 
Macht der Führungsspitzen Ist demokratisch legitimiert 
und auf mehrere Zentren gleichgewichtig verteilt. Aller-
dings sagt diese formale Struktur über die reale Macht-
verteIlung und den Ablauf der Innerparteilichen Willens-
bildungsprozesse noch nicht allzu viel aus. Das Vor-
handenseln " materialerM Demokratie kann erst In der 
Praxis der politischen Parteien anhand der eingangs 
aufgezeigten Kriterien und der eigenen Ansprüche 
nachgewiesen werden. 
6_ Der ProzeB der Wlllen.blldung In den Parteien 
Poiltsche Willensbildung findet Im Rahmen von Ent-
sdleldungsprozessen statt, genauer gesagt Ist sie Vor-
aussetzung von EntscheIdungen J'. Dabei kann sIe sich 
im welleren Sinne auf eine personelle Auswahl wie 
audl auf eine sachliche Enlscheldungsfunktlon be-
ziehen. Aus dem hier verwendeten engeren Begriff der 
politischen WillensbIldung soll die Komponente der Per-
sonalauswahl ausgeklammert werden. Demzufolge bfr 
zeichnet er konkret die Möglichkeit des Mitgliedes, sm 
Entscheldungsprozeß über Politik und Programmatik 
der Partei tellzunehmen. MIt-Entscheldungsfählgkeit Ist 
Jedodl In erheblichem Umfang eine Funktion der ver-
fügbaren Information lO. Daher setzt die Frage nach 
einer demokratischen Struktur Innerparteilid1er Willens-
bildungsprozesse sinnvollerweise beim Informations-
verhalten der Parteien an. 
6.1, Der InnerpartelllchelnformeUon,nu8 
InformationsfluB ist als Aspekt der Transmlsslonsfunk-
Uon der Parteien In zweierlei Rid1tung mägUd1. Von 
den unteren Ebenen nad1 oben weitergegebene Infor-
mationen können dIe Aufgabe erfüllen, die ParteIfüh-
rung aud1 zwischen den als Auslausd1foren dienenden 
Parteitagen Ober die .. Stimmung des Parteivolkes" zu 
unterrichten. Sie wäre allerdings durch einen gegen-
läufigen Informationsfluß von der Spitze zu den Mit-
gliedern hin zu ergänzen, um diesen die Basis zur kom-
petenten Meinungs- und UrteilsbIldung zu liefern. 
Ober diesen Aspekt Innerpartellld1en Lebens fehlen 
bislang, zumindest fUr das deutsche Parteiensystem lOa, 
weitgehend systematische Untersuchungen. In einem 
H Vgl. dazu HÄTTICH. Manfred: Grundbegriffe der Politlk-
wlssenadlalt, Darmstadt 1969, S. 81 "Unler politischer Wil-
lensblldung verstehen wir dan ProzeB, dar zu Entschel-
dungan fOhrt. sofern an Ihm mehrere Personen beteiligt 
alnd." 
,. Vgl, MAVNTZ, Renale: Parteigruppen In der Großstadt; 
KOlnlOpladen 1959, S. 92 
' ·1 Mit Fragen Innerpartelllc:tler Kommunikation In der sozia-
listischen Partei italiens (PSI) beschittlgt sich ausführlich 
die zltrarte Untersuchung von 8ARNES 
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von Ihr beobachteten Kreisverband der Berliner CDU 
stellte Renate Mayntz zwar eine mehr oder minder 
regelmäßige Information der Mitglieder anlABlich der 
Veranstaltungen fest, diese diente aber kaum dazu, 
einen demokraUsdlen, von unten nach oben ablaufen-
den WliiensbildungsprozeB In Gang zu setzen. Sie trug 
vielmehr den Charakter der Berld1terstattung über be-
reits getroffene bundes- und landespolitisd1e Entschei-
dungen. Fand In Ausnahmefällen eIne Entscheidung 
Ober die erstatteten Berichte statt, so sollte sie lediglich 
eine nachträgliche Legitimation abgeschlossener Ent-
scheidungen durch die "BasIs" erbringen Jl. Auch die 
Versuche, zusätzliche InformatIonskanäle durch Inner-
parteIliche BildungsinstItutIonen zu schaffen, erwiesen 
sich nicht als sonderlich fruchtbar u . Obwohl Mayntz 
den Informationsgehalt parteiinterner Publikations· 
organe nicht näher untersucht, Ist deren Wert in der 
Literatur umstritten: Sie dienen mehr der unkritlsdlen 
Selbstbeweihräucherung als der Vermittlung .. obJek-
tiver" bzw, brauchbarer Information. Durch die Kontrolle 
der FOhrung über die Parteipresse wird Insofern eine 
Austragung kontroverser Meinungen In Ihr verhindert, 
als es der Parteiführung möglich Ist, zu unterbinden, 
daß die oppositionellen Gruppen fiber dieses Medium 
einen Innerparteilichen OIskusslonsprozeß in Gang 
bringen », 
Im Gegensatz zu der mangelhaften InformatIonsweIter-
gabe von oben nach unten nahm der von Mayntz unter~ 
suchte Kreisverband seine Transmissionsfunktion von 
unten nach oben ziemlich genau " . Damit war aber kei-
neswegs bereits eine ElnfluBnahme der unteren Ebenen 
auf die Entscheidungen der Spitze garantiert. 
Ohne daß Mayntz' Untersuchungen Anspruch auf uni-
verselle Geltung erhöben, zumal sie schon ilteren 
Datums sind. kann man die unzulängliche InformatIons-
vermittlung von der Bundesebene hinab zu den Kreis-
und Ortsverbänden als allgemeines, In allen Parteien 
feststellbares Phänomen bezeichnen JS. Informationen 
werden In al/erRegel nur anläBlich von Wahlen an einen 
ausgesuchten Kreis von Aktiven weitergegeben und dj~ 
nen dann vornehmlich AgItatIonszwecken In der öffent-
lichkeit (z. B. die sogenannten Rednerdienste), nicht 
aber die EInleitung innerparteIlIcher Entscheidungspro-
zesse. Andererseits zeigen aber auch die Orts- und 
Kreisverbände kein überragendes Interesse, wenIgstens 
die spärlich vorhandenen Kommunikationskanäle (Ta-
gungen, Kongresse, InformatIonsdIenste) systematisch 
zu nutzen, d. h. sie einem breiteren Kreis nutzbar zu 
machen. Von einer Weitergabe von Informationen Ober 
AUffassungen der Mitgliedschaft zu den zur Entschei-
dung anstehenden Problemen kann nicht im geringsten 
die Rede sein. Dies mag einestells In der Vermutung 
liegen, die Weitergabe solcher Informationen habe 
ohnehin keinen Zweck~. andererseits finden wir aber 
In der Organisationssoziologie häufig das Phänomen, 
'1 vgl. MAYNTZ, ParteIgruppen, S. 05 f. 
U vgl. ebda., S. 98 f. 
U vgl. ZEUNEA, a.a.O., S. 102 
l' vgl. MAYNTZ, Parteigruppen S. 121 ft. 
IS Diesen Eindruck erhllt man Jedenfalls IlOw.ohl aus der ein-
ach/lglgen literatur als auch aua eigenen Erfahrungen 
:N Vgl, LOHMAR, a.&.0 .. S, .1 r. 
daß die "unteren Chargen" ein wenig kommunIkatIons-
freudIges Verhalten an den Tag legen, um wenigstens 
das vermutete "Basiswissen" bel sich zu monopolisie-
ren, wenn sie schon nicht Ober .. Herrschaftswissen" ver-
fügen. 
Oie Frage soll nicht unberücksichtigt bleiben, inwieweit 
der Parteispitze eine Kontrolle Ober die parteIInternen 
KommunikatIonskanäle zukommt. 
Während die eine Seite der Parteienforschung ein 
Monopol der Parteiführung hinsldltlidl der Kontrolle 
innerparteillcher Kommunikationskanäle annimmt l7, be-
wertet die andere Seite dies nicht allzu hodl, da den 
außerhalb der Partei bestehenden Informationskanälen 
eine relativierende II bzw dominlerendeu Rolle zuge-
sdlrieben wird. Bel aller Berechtigung der Zweifel an 
der Effizienz Innerparteilicher Kommunikationskanäle 
Ist jedoch nidlt zu vergessen, daß sich das durchsdlnitt-
liehe Parteimitglied vorzugsweise soldler Kommuni-
kation im "Außenbereich" aussetzt, die es In seiner 
Meinung bestätigt, " felndlldler" Kommunikation gegen-
über jedoch Abwehrmechanismen entwickelt 40. Von da-
her gesehen dürfte der außerhalb der Partei erfolgende 
Informationserwerb In Hinblick auf die Meinungsbildung 
des Mitgliedes nldlt zu hodl veransdllagt werden. 
Einen interessanten Versuch zur Verbesserung des 
innerparteIlichen Informationsflusses unternahm die 
CDU mit der Diskussion des Berliner Programms auf 
allen Ebenen der Organisation. Wenn bislang auch 
noch eine systematische Analyse dieses Versuches 
nidlt veröffentlldlt wurde, so soll dodl die Resonanz 
beträehtlidl gewesen sein, so daß sich hier unter Um-
ständen ein Interessanter Ansatzpunkt innerparte11icher 
Oemokratislerung darstellt, der im Zusammenhang mit 
Programmdiskussionen als Muster dienen könnte. Je-
denfalls sdlelnt eine Verbesserung des Innerpartel-
IIdlen Informationssystems, unter Umständen mit den 
Kreisgeschäftsstellen als Anlaufpunkte tOr die Mitglie-
der, unabdingbare Voraussetzung innerpartellldler 
Demokratislerung. 
6.2. Die Teilnahme dar Mitglieder am (nnerpartelllchen 
Wlltensblldung.prozeB 
Schon die kaum bestreitbaren Mängel Im innerpartel-
lidlen Informationssystem mOßten hinsichtlich der Mit-
wirkung des einzelnen Mitgliedes am InnerparteilIchen 
WiUensbildungsprozeß skeptlsdl stimmen. Nicht von 
ungefähr kommt Lohmars Feststellung, kaum ein Mit-
glied glaube ernsthaft daran, von ihm vorgetragene 
Ideen, sofern sie überhaupt weitergegeben werden, 
könnten sich durchsetzen 41 • So beschränken sich die 
Orts- und Kreisverbände weitgehend auf das Feld der 
sr NASCHOLD, Frieder: Organisation und Oamokratlej Slu"-
gart USW. 1969, S. 14: ZEUNER, a.aO., S. 102 
H Vgl. BARNES, 8.8.0 ., S. 30 ff. I' vgl. ZEUNER, B.a.O., S. 118 
.. Diese Hypothese wurde vor allem durch zwei Wahlatudlan 
anliBllch der PrAsldentsChattswahlen In den Jahren 1940 
und 1948 erhfirtet. Es handelt sich um die Untersuchungen 
von lAZARSFElD I BERELSON I GAUDET: The Peoplas 
Cholce; New Vork 1955 sowie BERELSON I LAZARSFELD I 
MCPHEE: Votlng, Chlcago 1954 
., Vgl. LOHMAR, a.LO., S. 42 
KommunalpollUk. In diesem Bereich besteht theoretisch 
audl eine weitgehende MItwirkungsmöglIchkeit der Par-
teimitglIeder bis hin zur Grenze des Imperativen Man· 
dats. Wenn aber Lohmars These vom sehr begrenzten 
Entsc:heidungssplelraum der Mitglieder zutrifft, da die 
Politik von den Jeweiligen parlamentarischen Vertretern 
dominiert würde 4z, dOrften sich die Partlzlpatlonsmög-
J1chkeiten sogar In diesem Bereich beträchtlldl verrin-
gern. Diese Befürchtung bestätigt sich bei einer Ana-
lyse der Veranstaltungsinhalte in dem bereits erwähn-
ten Berliner Kreisverband: Landes- und bundespol1-
tisdlen Fragestellungen kam gegenüber solchen der 
Orts- und KreispolItik ganz eindeutig der Vorrang zu .'. 
Zwar waren In dem beobachteten Kreisverband mit-
unter Diskussionen zu grundsätzlichen Problemen er-
folgt, wobei audl Anregungen weitergegeben wurden, 
wenn sie von einer kritischen Mehrheit beschlossen 
wurden, kr1t1sche Minderheiten sber versudlte man zu 
überzeugen. Im allgemeinen kam so eine kritische 
Meinungsbildung nur als Nebenprodukt der Veran· 
staltungen zum Tragen". 
An der ohnehin schon In verengten EntscheIdungs-
spielräumen stattfindenden Politik der Orts- und Kreis· 
verbände nehmen die Mitglieder Im Normalfalle nicht 
sonderlidl aktiv teil. Der Vorstand Ist der HaupttrAger 
der politlsd'len WJIlensblldung. nimmt aber Anregun-
gen aus der Mitgliedschaft bereitwillig auf, ohne selbst 
Initiativen von seiten der Mitgliedschaft "anzufordern". 
Neben den satzungsgemäßen Gremien stellen die Fach-
aussd'lüsse potentielle Träger der politischen WlI1ens· 
bildung dar, diese kamen jedoch In dem Berliner Kreis-
verband Ihrer Aufgabe nur unzulänglich bzw. {Iberhaupt 
nldlt nach. Ihre Aktivität hing In starkem Maße von der 
Ihres Vorsitzenden ab. Auch wenn sie regelmäßig tag-
ten, lieferten sie nur nadlträgllche Informationen, waren 
sber kaum einmal kreativ tätig. Ein gewisses Ansteigen 
ihrer Aktivität ergab sld'l dagegen anläßlidl von Landes-
parteitagen u. 
Insgesamt kann man die Vorstände als die eigentlichen 
Träger der politischen WJIlensblldung In den Parteien 
betrachten, einerseits, weil sldl zumindest von der 
Kreisebene aufwärts In Ihnen der politische Sachver-
stand konzentriert, andererseits, weil bel den Mitglie-
dern, sei es aus Mangel an Sachverstand, sei es aus 
Interesselosigkeit, ein relativ geringes PartIzIpatIons-
bedürfnis besteht. 
Zu Recht veransdllagt Kaack die PartizipatIonschancen 
auf der Ebene des Kreisverbandes recht untersdlled-
lieh. Wegen Ihrer geringen MItglIederzahl sind die mei-
sten Ortsverbände von vorneherein zur Bedeutungs-
losigkelt verdammt, während die wenigen GroßgemeIn-
den relativ mQheios ganze KreisverbAnde dominieren 
können. Da aber diese Or1sverbände In der Regel auch 
die Majorität Im Kreisvorstand steUen, Ist Ihre Loyalität 
diesem gegenüber anzunehmen ". 
« Vgl. ebda., 5. 73 ff • 
Q Vgl. MAYNTZ, Parteigruppen, S. 93 t. 
u. Vgl. MAYNlZ, Parteigruppen, S. 96 
.u vgl. ebde .• 5.109ff. 
" vgl. ebda., S. 105 !f., S. 120 H .• S.148ff., S. 151 ff. 
tI Vgl. KAACK, Helno: Geschlehte und Struktur des deut-
schen Partelens)'.temlj KOINIOpiaden 1971, 5. 498 
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Zur Erklärung der mangelnden politischen Beteiligung 
der Mitglieder führt die Parteienforschung die verschie-
densten Begründungen an. Für Kaael< scheinen die Ur-
sachen weniger struktureller Natur zu sein als Resul-
tanten aus der sozialen Umgebung, wobei das Genera-
tIonenproblem eine wichtige Rolle spiele c.. In allen 
Parteien geht nam Zeuner eine gewisse Dynamik von 
den Jugendorganisationen aus 4'. Diese ist aber In den 
Traditionsgebieten der Partei wegen der vorhandenen 
Tendenz zur Oberalterung relativ gering, In Diaspora-
Gebieten liegt sie über dem Durchschnitt SG. 
Naschold sieht die geringe Partizipation der Mitglieder 
als Funktion des Verhaltens der Führungsspitze an, die 
In beträchtlichem Umfang die innerparteIlIchen Kom-
munikationskanäle kontrolliere. Damit verfüge sie Ober 
das Monopol poiitisdlen Führungsvermögens und 
können potentielle Machtbasen innerparteilicher Oppo-. 
sition überwachen". Diese These läßt sich Jedoch nach 
den Untersuchungen Mayntz' nicht in vollem Umfange 
aufrechterhalten; denn gerade die Inaktiven und die 
wenig Aktiven vertreten die Auffassung, Ihre Einfluß-
chancen seien ausreichend und zeigen eine wesentlich 
größere Zufriedenheit mit der Politik der Partei als die 
aktiven Mitgliedern. Dieser Kreis ist allerdings zahlen-
mäßIg sehr begrenzt, er schwankt zwischen 11 und 
25%». 
Die Versammlungsbesucher lassen sich In die .. Pflicht-
bewußten", die den aktiven Kern ausmachen und in die 
.. Gewohnheitsläufer" einteilen n. Als Motive für den 
Versammlungsbesuch werden sachliches Interesse, BII-
dungsdrang, Ehrgeiz, Neugierde, langeweile genannt. 
Gerade die .. Nachdenklichen und Vernünftigen", so loh-
mar, bleiben oft zu Hause, weil sie den Versammlungs-
besuch nicht als lohnend empfinden u. Dem wider-
spricht jedoch, daß gerade in den Führungsgremien der 
Parteien die Mitglieder mit hohem Bildungsniveau und 
sozialem Status überrepräsentiert sind u. 
Oie Motive der meisten ParteimitglIeder zum Beitritt 
wirken sIch ebenfalls aktivitätsmindernd aus. Er besitzt 
oft nur bekenntnishaften Charakter, ohne daß sich mit 
ihm die Bereitschaft zu aktiver Mitarbeit verbände, oft 
erfolgt er aber auch nur aus der Erwartung persönlicher 
Vorteile. Jedenfalls ergab die Berliner Untersuchung 
keinen Aufschluß über die Höhe des Anteils der Neu-
zugänge, die zur aktiven Mitarbeit bereit sind. Die von 
Mayntz aufgezeigte Praxis der MitglIederwerbung fur 
die klare Kriterien völlig fehlen n, eignet sidl kaum 
dazu, Hoffnungen auf eine positive Auslese durch den 
ParteibeItritt zu bestätigen. Gerade bel der als positives 
und belebendes Element herausgestellten Jungen 
Generation finden sidl beträchtliche Bedenken gegen 
.. vgl. ebd8., S. 479 
., vgl. ZEUNEA. 8.8.0., S. 109 
H vgl. KAACK, P8rtelensyslem, S. 479 f. 
SI vgl. NASCHOLD, a.a.O., S. 14 
SI Vgl. MAYNTZ, Parteigruppen, S. 105 H. 
n vgl. ebda., S. 37, vgl. ZEUNEA, a.a.O., S. 3S 
so vgl. MICHELS, Robert: Zur Sozlolog[e des ParteIenwesens 
In der modernen Demokratie; 2. Aufl. Stuttgart 1925, S. 47 
(NeuaufI. Sluttgart 1957), zlt. bel ZEUNEA, 8.8.0., S. 37 
.. vgl. LOHMAR, a.o.O., S. 41 
ü vgl. MA YNTZ. Parteigruppen, S. 61 
" Vgl. MAYNTZ. Psrtelgruppen, S. 26 ff., S. 149 f. 
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einen Partelbeitritt$l, was nicht zum geringen Tell aus 
den erheblichen Unterschieden zwischen Anspruch und 
Selbstdarstellung der politischen Parteien einerseits 
und der Innerpartellldlen Wlrklldlkeit andererseits re-
sultieren dürfte. Ein wesentliches Hemmnis InnerparteI-
lIcher Demokratie Ist demnach in der fehlenden Parti-
zlpatlon der Mitglieder an den politischen WillensbJl-
dungsprozessen zu sehen. Dies rechtfertigt eher einen 
UmkehrschluB zur These Nasdlolds: Die organisations-
politische Apathie der Mitglieder Ist weniger eine Funk-
tion des Verhaltens der Führungsspitze, dies wird viel-
mehr erst durch die Apathie der Mitglieder ermöglicht. 
6.3. Die Stellung der .. Funktionäre" Im 
WlllenlblldungsprozeB 
Es wurde sicherlich den Rahmen dieser Untersuchung 
sprengen, wollte man den Typus des Funktionärs In 
allen seinen Motiven, seinem Auftreten und seinen 
Funktionen darstellen. Innerhalb der Parteihierarchie 
rangiert er In einer Position zwischen Führung und Mit-
gliedschaft. Er trägt die Hauptlast der Arbeit und zeich-
net sich gegenüber Mitgliedschaft und Führung durch 
eine größere Ideologische Flxiertheit sowie mangelnde 
kritische Distanz zur eigenen Partei aus. Sein Einfluß 
auf die ~große PolitikN Übersteigt kaum den des nor-
malen Mitgliedes, spezialisiert sidl aber auf der unte-
ren und mittleren OrganlsaUonsebene. Wenn dem Funk-
tionär auch kein erheblicher Einfluß auf die Formulie-
rung der Parteilinie zukommt, so wirkt er doch demo-. 
kraUslerend, Indem er bei Wahlen eine gewichtige Rolle 
spielt und die ParteifUhrung auf seine Mitarbeit ange-
wiesen ist 59. Die ParteIführung wird sldl daher darum 
bemühen, mögliche Reaktionen der Funktionäre von 
vorneherein In Ihr EntscheldungskalkUl elnzubeziehen.o. 
Besonders die Offenheit der Funktionärsgruppe für 
jedes Mitglied wirkt sich zum Nutzen der InnerparteI-
lIchen Demokratie aus, ein negatives Moment allerdings 
besteht In Ihrer kritiklosen Unterordnung unter die 
Führung " . 
6.4. Die Rolle der Parteitage 
Besonders das Beispiel der CDU verdeutlicht die sich 
wandelnde Rolle der Parteitage im Hinblick auf den 
innerparteilichen WillensblldungsprozeB. Dienten sie 
In die sechziger Jahre fast ausschließlich der Heer-
schau, der Selbstdarstellung nach auBen sowie der 
Akklamation der ParteIführung, so macht sich zumin-
dest seit dem Berliner Parteitag die Tendenz bemerk-
bar, die grundsätzlichen programmatischen Entschei-
dungen stärker vom Vorstand bzw. der Pariamentsfrak-
tlon auf die Ebene der Parteitage zu verlagern und auf 
diese Welse der Partei gegenüber der Fraktlons- bzw. 
Regierungsspitze ein gewisses Eigengewicht zu ver-
leihen .t .. 
SI vgl. ZEUNEA, 8.8.0., S. 36, der eine Untersuchung Walter 
Jaldes zitiert. Den:ufolgo sind ca. 14 01, dor Jugendlldlen 
prinzipiell zur Mitarbeit In einer politischen Partei bereit. 
st Vgt. LOHMAA, 8.S.0., S. 54, ZEUNER, 8.a.0 ., S. 78 
... Vgl. ZEUNEA, a.a.O., S. 78, BAANES. 8.8.0., S. 226 H. 
tI v91. ZEUNER, o.a.O., S. Si 
.1. Hier wirkt allerdings die Koppelung von Fraktlons- und 
Parleivorsltz relativierend. Insofern setzt die innerpartel-
Damit zeigt das Parteiengesetz, das die vorher recht 
dubiose Praxis der Delegiertenwahlen zu den Bundes· 
parteitagen beendete, erste, wenn auch begrenzte Er· 
folge .Ib. Zumindest die vorher nahezu 80% betragende 
Zahl der In unterbrochener Delegiertenkette gewählten 
ParteitagsmitglIeder wurde durch die Reform des Wahl· 
verfahrens drastisch beschränkt u. Auf diese Welse er-
hielten Parteitagsentscheidungen eine demokratisch 
legitimierte Basis, die ihnen vorher zum Teil fehlte. 
Schon das Besetzungsverfahren haUe nämlich dazu bei· 
getragen, daß die Parteitage nur dann Entscheidungen 
trafen, wenn sich die Parteiführung vorher nicht verbind-
lich festgelegt hatte. Aber auch die SPD-Parteltage, die, 
etwa Ober das Antragsredlt der Ortsvereine, bereits 
stärker in den Willensbildungsprozeß eingesdlaltet 
waren, unterlagen enormen ManipulaUonsmöglichkeiten 
durdl die Antragskommission, die bel der Vielzahl der 
zur Beratung stehenden Anträge Bündelungs- und Re-
daktlonsaufgaben wahrnimmt. Als besonders beliebtes 
Instrument zur Erledigung unbequemer Antrage zeigte 
sich ihre überweisung in Aussdlüsse6]. 
Dennoch werden auch unter den derzeit verbesserten 
Bedingungen die MItwirkungsmöglIchkeiten der Partei· 
tage im innerparteilichen Willensbildungsproze8 skep-
tisch bewertet. Bel einer Größe von mindestens 345 
Mitgliedern ist es zweIfelhaft, ob sIe als geeignete 
Arbeits- und Entscheidungsgremien fungieren können. 
Daher erfolgt häufig eine Verlagerung der Willensbll-
dung in die ArbeItskreise"'. Es bestehen kaum Möglich-
keiten. die Parteiführung an Parteitagsbeschlüsse zu 
binden. nicht zuletzt wegen der Schwierigkeit, Mehr-
heiten gegen die Spitze zu bilden. Dies wiederum geht 
auf das Fehlen einer Institutionalisierten Innerpartei-
lichen Opposition zurück u. 
Bei den eingebrachten Anträgen sind häufig die Formu-
lierungen zu vage und die Sachverhalte zu komplex, 
um auf einfache Ja-Nein-Alternativen reduzlerbar zu 
sein. Komplexe Probleme nämlich erfordern Sachkennt-
nis als EntscheIdungsgrundlage. Normalerweise erfolgt 
eine Auseinandersetzung mit den entscheidungsreifen 
Anträgen auf den Parteitagen erst so spät. daß dIe ver-
bleibende Zeit nicht ausreicht, um sich die entsprechen-
den Informationen zu verschaffen. Von daher erklärt 
sich auch der appellartige Charakter der meisten Par-
teitagsentscheldungen, denen allerdings eine gewisse, 
auf einen sehr allgemeinen Rahmen bezogene Pla· 
nungsfunktion für die VorstandsarbeIt zukommt". 
Versuche. der Führung durch eine Flut von Anträgen 
die Initiative aus der Hand zu nehmen. wie es der linke 
Flügel der SPD auf dem Saarbrücker Parteitag (1970) 
liehe KritIk an der CDU an der Talsaeha an. daß sIe sieh 
zunehmend von einer Kanzler- zu einer Frakllonspartel 
entwiCkelt hat. 
.'b Zu den AuswIrkungen des ParteienG auf die Innerpartal· 
liehe Demokralle. "l/gl. ALEMANN, Ulrlch von: Mehr Demo-
kratIe per Dekret. PVS XIII. 2 (1972), S. 181-204 
n Vgl. MOLLER. a.a.O., S. 42 
Q vgl. KAACK, Parteiensystem. S. 527, vgl. ZEUNEA, 0.a.0 .• 
S.ao 
.. vgl. KAACK, Pal1elensyslem, S. 519 ff. 
'" Vgl. ZEUNEA. 0.0.0 ., S. 54 r. 
.. vgl. KAACK, Pel1elensyslem, S. 5'Z1 f. 
versuchte, scheiterten nicht nur, sondern stärkten sogar 
die Position der Führung. da mIt zunehmender Antrags-
zahl die Notwendigkeit zur Bündelung und damll die 
Möglichkeit zur ManipulatIon wächst. Stärkere Einfluß-
chancen der ParteitagsmitglIeder ergäben sich jedoch 
bei einer Koordination der Aktivitäten der innerparteI· 
lichen Opposition 67. Erste Anzeichen In eine solche 
Richtung machten sich beim Sonderparteitag der SPD 
In Bad Godesberg (1971) bemerkbar, als sidl in drei 
Fällen eine Fronde aus KommunalpolItikern und Jung-
sozialisten gegen dIe Parteiführung durchsetzte U. 
Ähnliche Entwicklungen lassen sich auch bel der CDU 
und der FPD verzeichnen. wobei Im Gruppenplu ralls-
mus der ersteren ein relativ starkes Demokrat/epoten-
tial vorhanden ist, sofern dIe Interessenkonflikte, die 
bestehen. transparent gemacht werden. Jedenfalls zeig-
ten die letzten COU·Parteltage In gese[]schaftspolitl-
schen Fragestellungen eine relativ deutliche Flügel-
bildung, wobei sich als die belden Blöcke Wirtschafts-
rat und Mittelstandsvereinigung auf der einen Seite und 
Sozialausschüsse, Teile der Jungen Union und der 
RCDS 6t auf der anderen Seite gegenüberstanden. 
6.5. Die Rolle der FOhrung Im InnerparteIlIchen 
WlilensblldungsprozeB 
In der Folge wird Führung eher funktional (Im Sinne 
der Gruppe, die die zentrale Position Im Innerpartei-
lIchen Wiliensblidungsprozeß und Machtkampf besitzt) 
als Institutionell verstanden, wobei natürlich Deckungen 
oder überschneidungen möglich sind. Im allgemeinen 
ist aber die ParteIführung viel kleiner als etwa der Bun-
desvorstand und die FraktIonsspitze. andererseits kann 
sie aber auch größer sein als etwa das ParteIpräsidium. 
Im Normalfall besteht sie aus fünf bis fünfzehn Per-
sonen JO und ist je nach der spezifIschen Situation. In 
der eine Partei sich befindet (Regierung/Opposition) 
unterschiedlich strukturiert. Steht eine Partei In der 
Regierungsverantwortung, so werden Ihr die einfluß-
reichsten Mitglieder der Regierung und der Bundes· 
tagsfraktIon sowie unter Umständen einige wldltlge 
"Landesfürsten" angehören, in Oppositionsparteien 
dominieren die beiden zuletzt genannten Gruppen. 
Dieser Gruppe kommt Im innerparteIlIchen Willensbil· 
dungsprozeß eine zentrale Stellung zu. Bel Ihr konzen· 
triert sich das politische Führungsvermögen. sie pro· 
grammiert Entscheidungen vor. übernimmt die Verbin-
dungsfunktion zwischen Parlament und Parteivorstand 
und dirigIert weitgehend den Ablauf der Parteitage. 
Ihrer Position als Veto-Gruppe entspredlend kann sIe 
bel keiner wichtigen Entscheidung umgangen werden 71. 
Die noch im Zusammenhang mit der InnerparteIlIchen 
Machtstruktur zu behandelnde Zusammensetzung der 
11 vgl. ebd8., S. 530 
" Dies waren die Festsetzung des Spitzensatzes der Ein-
kommens- und Körperschaftssteuer, die Ablehnung der er-
weiterten IndikationSlö8ung bei der Reform des § ZlQ 
sowie die Ablehnung einer DIrektwahl des Bundesga--
schAIIsfiihrers durch den Parteitag 
"Allerdings IsI der RCDS keine aatzungsm!Blge Vereini-
gung der CDU 
,. vgl. ZEUNER. 8.a.0., S. 82 
11 Vgl. KAACK, Pal1eiensystem, S. 663 f. 
81 
Führungsspitze läßt den Schluß Zeuners berechtigt er-
scheinen, wesentliche Parteitags- und Fraktionsent-
scheidungen würden weitgehend In der Spitze anti-
zipiert, da in lhr audl alle wichtigen InnerparteIlIchen 
Interessengruppen vertreten sind. So kann der tenden-
ziell demokratisierend wirkende GruppenpluralIsmus 
In sein Gegenteil umschlagen, wenn er dazu beiträgt. 
Entscheidungen aus den Parteitagen heraus In die 
Führungsgremien zu verlagern. wo sie dann eher auf 
dem Wege des Kompromisses als der Mehrheitsent-
scheidung gelöst werden u. 
Die den Entscheidurigsspielraum der Parteitage ein-
engende Funktion der Fraktionen stand bereits in an-
derem Zusammenhang zur Diskussion. Auf der Ebene 
der Führung wirkt sie aber nochmals auf die Kursbe-
stimmung der Partei mit ein. Mit Lohmar kann man 
daher ein enormes FührungsgefälJe von einem dominie-
renden Parteiführer über die Parteispitze, die Ver-
bände (vermutlldl sind hier Innerparteiliche Interessen-
gruppen gemeint) bis hin zur Parteiorganisation ver-
zeichnen n . 
6.6. Die Rolle der PartelbDrokraUe 
Entgegen den Thesen von Michels. der der .. Büro-
kratie M einen beträchtlichen Einfluß auf die Innerpartei-
liche WlIIensblldung zubilligte 7., ordnen andere 
Autoren sie eindeutig der politischen Führung als deren 
Instrument zu 15. Mit Recht bezweifelt Barnes sogar die 
Anwendbarkeit der Weberschen Bürokratletheorie auf 
InnerparteIlIche Verhältnisse 1f. Diese Zweifel erschei-
nen um so berechtigter, wenn man sich die Elemente 
der Bürokratie nach Weber vergegenwärtigt: 
1. Feste Kompetenzen und Verteilung der Befehls-
gewalt In Hinblick auf die Organisationszwecke, 
2. generell geregelte Qualifikation der Inhaber büro-
kratischer Positionen, 
3. institutlonallslectes Stufensystem der Ober- und 
Unterordnung, 
4. Amtsführung nach generell erlernbaren Regeln, 
5. AmtSführung aufgrund von Akten und Wahrung 
der Amtsverschwiegenheit. 
6. hauptamtliche AmtSführung und feste Bezahlung, 
1. vorhergehende Fachschulung, 
8. Ableitung der Mact1t der Amtsträger aus dem Amt 
und nicht aus der Person, 
9. formelle und unpersönliche Verkehrsform, 
10. Einsatz von Spezialisten, 
11. Bestehen der Bürokralle aus einzelnen, deren 
Ideen vor Stellenantritt unterschiedlich waren". 
Überflüssig darauf hinzuweisen, da8 schon allein auf 
Grund der OrganisatIonsstruktur der Parteien späte-
n vgl. ZEUNER. a.aO., S. 95 
n vgl. LOHMAR, 8.8.0 .• S. 87 H. 
U Vgl. MICHELS, a.8.0 ., zll LOHMAR, aa.O., S. 55 ff. 
lS vgl. ZEUNER, aa.O., S. 68 f., LOHMAR, a.8.0., S. 63 l' vgl. BARNES, a.8.0., S. 6 ff. 
11 vgl. WEBER, Max: Wirtschaft und GesellschaH; 4. Aufl. 
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Tublngen 1956, S. 845ff., vgl. LANGE, Max G.: Politische 
Soziologie, 4. Auf!. Berlln 1970, S. 1631.; SENDIX, Reln-
hard: HerT8c:haft und Induslrlearbelt, Frankfurt 1960, zll 
lOHMAR, 8.8.0., S. 55 
stens unterhalb der Landesebene wesentliche dieser 
Voraussetzungen nicht gegeben, Ja zum Tell der 
Rechts- und AufgabensteIlung der Parteien Im demo-
kratischen System diametral entgegengesetzt sind. 
Dennoch kommt Jedem Kreisgeschäftsführer ein gewiS-
ser Einfluß durdl seine hauptamtliche Tätigkeit zu. Er Ist 
In der Regel für das einzelne Milglled ständig ansprech-
bar, Im Gegensatz zu den meisten Kreisvorsitzenden, 
die durch Ihre Tätigkeit In der Bundes- oder landes-
hauptstadt häufig nicht oder nur Ober den Geschäfts-
führer zu erreichen sind. Diese Faktoren können dem 
Geschäftsführer besonders dann zugute kommen, wenn 
er über seine administrative Tätigkeit hinaus politische 
Ämter anstrebl 11• 
8.7. Die Außen.teuerung der Parteien 
Waren oben die Vereinigungen und Interessengruppen 
noch ais möglicherweise demokratisierendes Element 
bezeichnet worden, so ergibt sich mit Ihrer Existenz 
aber auch dIe Gefahr einer "Außensteuerung" der Par-
teien. Reichlich einseitig konstatiert Abendroth einen 
dominierenden Einfluß des Kapitals, der agrarischen 
Kleinproduzenten und der Vertriebenen auf die Politik, 
unterschlägt aber den sicher nicht geringen Einfluß der 
Gewerkschaften als Arbeitnehmervertreter. Aus seiner 
"Diagnose" leitet er einen übergebührlIchen Einfluß 
demokratisch nicht legitimierter ökonomischer Macht-
posItionen ab, die durch die organisatorische und 
finanzielle Schwäche der Parteien weiter verfestigt 
werden. 
Hinter diesen Thesen steht ein gestörtes VerhAltnls zum 
gesellschaftlichen Pluralismus, Indem der Einflu8 ge-
wisser Gruppen ais so berechtigt und selbstverständlich 
betrachtet wird, daß er nlmt einmal mehr erwähnt zu 
werden braucht, der anderen Gruppen dagegen von 
vorneherein als illegitim zu gelten scheint. DIe polt-
tischen Parteien In der BRD haben sich bis zum Beginn 
der sechziger Jahre In Struktur und Programmatik 
Immer weiter angeglichen, so daß sie. von den Jeweils 
dlHerlerenden Randgruppen abgesehen, vergleichbare 
Wählerschichten anzusprechen versuchen. DIes führte, 
trotz aller gegenwärtigen Reldeologislerungs- und 
POlarisierungstendenzen in den Parteien, zu einer weit-
gehenden Offenheit gegenüber allen gesellsd1aftllchen 
Gruppen. die dementsprechend auch einen - völlig 
legitimen - Einfluß auf die Politik der Parteien auszu-
üben bemüht sind. Von daher ist es kaum verständlich. 
gewisse Gruppen aus dem Proze8 der InteressenartIku-
lation In den Parteien ausschließen zu wollen; das Be-
streben der Parteien sollte es vielmehr sein, die beste-
henden InteressenkonfUkte transparent, pluralistisch 
lösbar und die daraus entstehenden MachtpositIonen 
kontrolllerbar zu machen. 
Eine weitere Gefahr sieht Lohmar In der Verengung des 
Entscheidungsspielraumes der Parteien durch die Oe-
JI Vgl. MAYNTZ. Par1elgruppen, S. 76, vgr. KAACK, ParteIen-
system, S. 507 ff. 
Jf vgl. ABENOROTH, B.II.O., S. 316-'. Hierzu ausfOhrlld1 : SEE, 
Hans: Volkspartei Im Klassenstaat, Relnbek bel Hamburg 
1972, S. 86 H. 
moskople. Sie habe zu einer Aushöhlung der pOil" 
tischen BewußtseinsbIldung, einer Personalisierung der 
Wahl nach optisdlen Gesichtspunkten und der Domi-
nanz einer politischen ~Konsumentenhaltung" statt der 
Entscheidung über sachliche Allernativen gefUhrt". 
Was lohmar hier anspricht, scheint aber eher eine Ten-
denz als eine akute Gefahr zu sein, denn es ließen sich 
zahllose Beispiele dafOr anfahren, daß sidl die Politik 
oder Personalauswahl einzelner Parteien mitunter In 
krassem Gegensatz zur überwiegenden Mehrheit der 
öffentlichen Meinung befanden, ganz abgesehen von 
der Frage, ob bei Befragungen geäußerte Meinung und 
tatsächliche Einstellung konvergieren. Man sollle auch 
den ParteIführungen die Kenntnis des Tatbestandes zu-
billigen. daß mit verschiedenen Fragestellungen und 
verschiedenen Querschnitten verschiedene Ergebnisse 
zu erzielen sind. Umfragen können u. U. noch eher, In 
manlpulativer Absicht, zur Rechtfertigung der eigenen 
Politik als In Lohmars Sinn verwendet werden. 
6.8. Zur Krtllk des Innerp.rtelllchen 
Willen.blldunsaprCIze .... 
DIe Analyse des InnerparteilIchen WIllensbildungspro-
zesses ergab lediglich eine geringe Partizipation der 
Mitglieder am InnerparteilIchen Geschehen. Die Gründe 
hierfür sind Jedoch weniger struktureller als persön-
licher Natur: Die Mitglieder bewerten die Aktivitäten 
innerhalb der Partei im VergleIch zu berufsbezogenen, 
sportlichen oder auch kirchlichen Betätigungen relativ 
niedrig ". Andererseits dOrf te aber auch ein Tell der 
Schuld an diesem Zustand bei der Parteiführung liegen, 
die nur ungern Abstriche an ihrem politischen Füh-
rungs-, Informations- und Entscheidungsmonopol vor-
nehmen läBt. Die für Mehrparteiensysteme wie Italien 
bestehende Möglichkeit des "Voting by Feet" Sllt tar 
das Parteiensystem der BundesrepublIk nicht in vollem 
Umfang, da sich angesichts der Jüngsten Re-Ideologl· 
sierungstendenzen zwei relativ geschlossene politische 
Blöcke gegenOberstehen. 
Die erforderlichen Reformen sollten an den beobach-
teten "Schwachstellen" ansetzen. Zunächst geht es um 
die Schaffung der objektiven Voraussetzungen zur Mit-
wirkung. Auf allen Ebenen sind bel anstehenden Ent-
scheidungen so rechtzeitige und umfassende Infor-
mationen notwendig, daß die Sachkenntnis aller Parti-
zipatIonswIlligen eine kompetente Entscheidung er· 
laubI. Dies setzt die Errichtung Institutionalisierter Inner-
parteIlIcher KommunikationskanAle voraus, die zur 
Realisierung InnerparteIlIcher Demokratie unabdingbar 
sind u. Als mögliche Knotenpunkte bieten sich die 
Krelsgeschättsstellen an, die ohnehin In das Innerpar-
teiliche .. Instanzensystem" am weitesten systematisiert 
eingegliedert und andererseits zentrale AnlaufsteIlen 
tar das aktive ParteimitglIed sind. Die Gefahr der Bil-
dung neuer InnerparteIlIcher Machtz:entren Ist durch die 
.. vgl. LOHMAR, a.a.O., S. 102 ff., bei. S. 104 ff. 
11 Vgl. NASCHOLO, 8.a.O., S. 14, MAYNTZ, Parteigruppen. 
S.149r. 
u \lgl. BARNES. a.a.O., S. 18, S. 234 
Unterstellung der Geschäftsstellen unter den Kreis-
vorstand sicherlich zu verhindern. 
In diesem Zusammenhsng müßte auch der zur Zeit 
lächerlich geringe Stellenwert der politischen Bildung 
In den Programmen der Orts- und Kreisverbände über-
prüft werden. Hier wäre es Aufgabe des Bundes- oder 
der Landesverbände, Musterprogramme auszuarbeiten, 
die von den unteren und mittleren Instanzen praktiziert 
werden könnten oder selbst die Trägerschaft für solche 
811dungsprogramme zu übernehmen. 
Eine weitere Hebung der PartizipationsbereItschaft des 
Mitgliedes könnte sich ergeben. wenn man Ihm gleIch 
beim Eintritt in die Partei eIne konkrete Aufgabe zu· 
wiese u. Dies setzt ein Oberdenken der Rolle des Mit-
gliedes In der ParteiorganlsaUon voraus. Die zu eriOI-
lende Aufgabe könnte sich Je nach Interesse auf den 
BInnenbereich (politische Planung, Organisation, Infor-
matIonsverteilung) oder auf die AuBenbezlehungen 
(Canvassing, MitglIederwerbung u. ä.) der Parteien er-
strecken. Auf diese Welse könnte der für eine funk-
tionierende Demokratie wichtige .. Tellhabe-Aspekt" IW 
verstärkt werden, wodurch sich unter Umständen wie-
derum eine gröBere Motivation zur Teilnahme an Inner-
parteIlichen Entscheidungsprozessen ergäbe. 
In diesem Zusammenhang Ist vielleicht das Konzept der 
organisationsinternen Öffentlichkeit hilfreich, das durch 
"kritische Publizität und Diskussion" Herrschaft "auf 
rationale Autorität reduzieren wllJ. Die Interessen der 
Mitglieder gelten demnach nicht als rein subjektiv und 
als rationaler Argumentation zugänglich. FOr den Inner-
parteilIchen Willensblldungsprozeß ergäbe sich die Not-
wendigkeit möglichst breiter Infonlletionsstreuung als 
Basis zur KonsensbJldung. Das Kommunikationssystem 
müßte so beschaffen sein, daß die Möglichkeit zu sofor-
tigem und spontanem Meinungsaustausch bestände, so-
bald ein Problem auftaucht u, 
Letzterer Versuch muß schon aufgrund der räumlichen 
Zerstreutheit und der Größe der ParteiorganisatIonen 
als oberhalb der Kreisebene praktisch undurchfOhrbar 
betrachtet werden. Eine parteiweite Diskussion anste-
hender Probleme scheint unter Einschaltung aller Parti-
zipationswilligen bestenfalls nodl auf der Ebene kleiner 
Kreisverbände praktikabel. Nicht einmal die Einberu-
fung eines Parteitages als Reprisentatlvorgan dOrf te 
beim Auftreten eines neuen Problems möglich sein, 
besonders, wenn es sich um dringliche Entscheidun-
gen handelt. Daher hat sich das primAre Interesse euf 
die Verbesserung der Information Innerhalb der be-
stehenden Institutionellen Strukturen zu richten, wobei 
eine langfristige Informationelle Vorbereitung von 
N Vgl. MAYNTZ, Parteigruppen, S. 149 f. 
... In anderem Zusammenhang wurde dieser Begriff geprlg! 
von FETSCHER, Irlng: Die Demokratie; Stuttgart UIW. 1970, 
S. 70: Der Tellhabe-Aspekt lat demnach besonders atark In 
eozlalisUsc:hen Syalemen ausgeprlgt, wAhrend der .Ent-
sc:haldungsaspekt- dort keine ROlle splell 
" Die Problematik der Reduzlerbarkelt \Ion Herrsc:tlll.fI auf 
rationale Autorität soll hier nlch! diskutiert werden. Ent-
wickelt wurde das Konzept der organlaaUonslntemen 
OffenUlc:hkelt \Ion Habermu, \lgl. dazu NASCHOLO, a. .. O., 
$ . 28ff. 
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Grundsatz- und Rahmenentscheidungen sinnvoll er-
scheint, aber auch partielle Korrekturen des bestehen-
den parteilichen InstilUtionengerüsts denkbar sind. 
Als erste Möglichkeit wäre die Einführung des Instru-
mentes der Urabstimmung zu erwägen, die in den Ga. 
werkschaften und In der SPD im Falle der Auflösung 
bzw. Verschmelzung der Partei mit anderen Parteien 
bereits praktiziert wird ". Ernstzunehmende technische 
Bedenken können hiergegen wohl kaum vorgebracht 
werden, das Problem besteht vielmehr darin, bel 
gegebenem Informationsstand eine Frage auf eine ein-
deutig entscheid bare Ja-Nein-Alternative zu reduzieren. 
Das bestehende zeitliche und finanzlel1e Kostenproblem 
wird zwar gesehen, scheint aber nicht prinzipiell 
unüberwindlich zu sein. 
Die Einführung eines Imperativen Mandates ist bereits 
mit dem Parteiengesetz nicht verelnbar t7 und es fragt 
sich selbst bei den entsprechenden institutionellen Kor-
rekturen und dem Vorhandensein des dazu erforder-
lichen Informationsstandes der Mitglieder, ob man nicht 
mit solcher Praxis den Parteitagen den Charakter quasi-
parlamentarischer Entscheidungsgremien nähme. Es 
bestände für die stattfindenden Diskussionen die Ge-
fahr einer kaum noch zu überbietenden Sterilität, wenn 
auch andererseits der Gedanke besticht, daß die mit 
dem Votum von mehreren hunderttausend Mitgliedern 
ausgestatteten Delegierten wohl ein wesentlich grö-
ßeres Gewicht gegenüber der Parteiführung besäßen, 
als dies momentan der Fall ist. 
Eine letzte Möglichkeit bestände In der Inslitutlonali-
sierung Innerparteilicher OpPosition ". Unter der Vor-
aussetzung einer demokralisdlen Struktur der partei-
internen Gruppen ergäbe sich die Möglichkeit einer 
beträchtlichen innerparteIlIchen Demokratisierung durch 
Gruppenkonkurrenz. Dies Modell wurde bereits In der 
amerikanischen Oruckergewerkschaft ITU praktiziert, 
allerdings stellte man hier oligarchische Strukturen der 
belden Grupen festa,. PrinzIpIell scheint das Modell 
auch auf die Parteien anwendbar, zugleich aber weist 
Zeuner am Beispiel der Berliner SPD auf dIe Gefahren 
einer internen Zwei-ParteIen-Bildung hin. Zwar ver-
stärkte die Fraktionierung die Teilnahme der Mitglieder 
und erhöhte ihren Einfluß gegenüber der politischen 
Führung, zugleich aber ergaben sich jedoch aus der 
erfolgten Ideologischen Fixierung ein Verzicht auf Dis-
kussionen, die Dominanz taktischer Erwägungen gegen-
über politischen Entscheidungen, eine Verengung der 
Zielsetzung auf personalpolItIsche Probleme, ein Miß-
brauch der Macht zur Ausschaltung oppositioneller 
Kräfte und letztlich die Gefahr der Parteispaltung '0. 
Selbst bel prInzipieller Bejahung der Notwendigkeit 
Innerparteilicher Opposition stellt sich daher die Frage, 
ob nicht das Risiko ihrer Institutionalisierung unverhält-
nismäßig hoch ist, ohne daß Nutzen gesichert wäre. 
.. OrganlsaUansstatut der SPD §§ 37-40, zU. ZEUNER 8.aO. $ . 144 • , 
11 vgl. § 15, Abs. 3 ParteIenG 
.. vgl. ZEUNER, a.aO .. S. 112 ff. 
IP Eine ausführliche Darstellung dJesas Problems siehe bel 
LlPSET/COLEMANfTROW: Party Demacracy; Garden City 
NY 1962 
" Vgl. ZEUNER, a.a.O., S. 114 ff. 
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7. Das Problem der Ämterbeselzung 
Das Problem der Ämterbesetzung stellt sich auf den 
verschiedenen Organisationsstufen in unterschiedlicher 
Form. Auf der Ortsebene Ist das Rekrutlerungspotential 
In der Regel nur gering und die Zahl der Bewerber um 
ein Amt übersteigt nur selten die Zahl der zu vergeben-
den Positionen. Man kann davon ausgehen, daß jeder 
Partizipationswi1lige ein Amt erhält, auch wenn man es 
nun eigens fijr Ihn schaffen müßte ' 1. Für die Gemeinde-
vertretungen finden sich dagegen aufgrund des höheren 
Prestigewertes dieser Mandate auch mehr Kandidaten. 
Mayntz stellte in ihrer Berliner Untersuchung auf der 
Ebene des Ortsverbandes eine hohe Kontinuität der 
Ämter und eine geringe Neigung zu Kampfabstimmun-
gen fest. Nur In Ausnahmefällen wurde ein Ortsvorslt-
zender trotz eigenem Wunsch nicht wiedergewählt, und 
dies auch nur, wenn er aus den verschiedensten Grün-
den fijr die Partei als nicht mehr "tragbar~ galt. Vo" 
einer Oligarchie der Besitzenden und der Intelligenz 
kann zumindest auf der Ortsebene keine Rede sein, 
vielmehr bestimmen die Aktiven deren Bild 92, 
Auf der Kreisebene bestehen dagegen normalerweise 
keine Sorgen, die Vorstände nicht vollständig besetzen 
zu können, da diese Ämter bereUs eine gewisse Attrak-
tivität besitzen und mit weniger Arbeit verbunden sind 
als solche im Ort. Mayntz stellte darüber hinaus auf 
der Ebene des Kreisverbandes höhere Qualitikatlons-
erfordernisse und einen höheren sozio-ökonomischen 
Status der Kreisvorstandsmitglieder gegenüber ihren 
"Kollegen" in den Ortsverbänden fest. Dies gilt auch 
im Vergleich der Vorstandsmitglieder zu den "nor-
malen" Mitgliedern tJ. 
Dennoch war, trotz höherer Partizipationsrate, trotz 
häufigeren Kampfabstimmungen der Einfluß der Mit-
glieder ungleich geringer als in den Ortsverbänden. So-
fern diese bei den Wahlen Kandidaten aufstellten, 
kamen sie meist aus den Reihen des Ortsvorstandes, 
der auch die NomInierung vornahm. Auch der Kreis-
vorstand nahm eine KandIdatenplanung vor, wobei er 
im wesentlichen sich selbst vorschlug. Darüber hinaus 
versuchten auch die Vereinigungen, Insbesondere die 
Junge Union, ihre Kandidaten durchzubringen. Dies 
Verfahren führt zu der häufig beklagten Praxis der 
Ämterhäufung ". 
In den seltenen Machtkämpfen setzte sIch langfristig 
der qualifiziertere Kandidat durch. Da die Mitglieder 
nicht am PlanungsprozeB beteiligt waren, verfugten sie 
über eine relativ groBe Autonomie bei der Entschei-
dung über die Kandidaten. Als Ausnahme von dieser 
Regel galt die loyale Unterstützung der Kandidaten des 
eigenen Ortsverbandes fI. 
Aus den auf die Kandidaten angewandten Auswahl-
kriterien lassen sich zwei Karrieremuster ableiten, näm-
lich die Wahl aufgrund vermuteter Experteneigenschaf-
ten und die "Ochsentour" . Neben Expertentum und Er-
" vgl. MAYNTZ, Partalgruppen, S. 42 f., S. 143tf. 
'J Vgl. MAYNTZ, Parteigruppen, S, 42 ff., bos. S. 46, S. 48 
" vgl. ebda, S. 61 t. 
,. vgl. ebda, S. 55 H. 
U Vgl. MAYNTZ, Parteigruppen, S. 56 ff., S. 147 
fahrung gelten Sympathie und Gruppenzugehörigkeit 
als wesentliche Auswahlkriterien " . Nach Kaack erweist 
sich, wie schon bel den Sachentscheidungen, auch bei 
der Personalauswahl die Nadelöhr-Funktion der Kreis-
ebene. Nur lünf Prozent aller Mitglieder gelangen In 
Ämter, die über sie hinausgehen '7. 
Oie Rolle der Parteitage bei der Bestimmung der Füh-
rung hat sich seit den fünfziger Jahren beträchtlich 
gewandelt. In der Ära Adenauer wurden nur der Vor-
sitzende und seine Stellvertreter vom Parteitag, eine 
geringe Zahl von Vorstandsmitgliedern vom Bundes-
ausschuß gewählt, während der überwiegende Teil so-
genannte .. geborene Mitglieder" waren. Dabei wurden 
nicht einmal immer die formalen Regeln eingehalten, 
die stattfindenden Wahlen besaßen reinen Akklama-
tionscharakter". Inzwischen sind dagegen, zumindest 
bei den .. einfachen" Vorstandsmitgliedern Kampfab-
stimmungen zum Normallall geworden. Audl bei den 
"höheren Chargen", den PräsidiumsmitglIedern un~ 
den stellvertretenden Vorsitzenden, finden sldl mitunter 
Gegenkandidaten, wobei allerdings Außenseiter kaum 
eine Chance haben, da ihnen die notwendige Bekannt-
helt fehlt ". 
Aber sogar beim Fehlen von Gegenkandidaten kommt 
den StimmenanteIlen der einzelnen Kandidaten eine 
Barometertunktion zu 1~. Eine Kampfabstimmung um 
den Parteivorsitz gab es bei den großeren Parteien 
erstmals 1971, als Kohl und Barzel um den CDU-Vorsitz 
kandidierten. 
Der Extremfall der Wahl durch Kooptation findet sich 
zwar noch. aber zumindest auf der Bundesebene kann 
man von einer wachsenden Auswahlmoglichkeit auf 
gleicher Bekanntheitsstufe ausgehen, während für aus-
gesprochene new-comer die Wahl ungemein schwierig 
Ist 'O' . Die Behauptung Barnes vom offenen Charakter 
der politischen Führung tal trifft daher ebenso wenig zu 
wie die Eisermanns. die Parteiführungen hätten den 
Charakter gesOOlossener Gruppen IOJ. Prinzipiell ist 
zwar der Aufstieg In die Führung für jedermann offen, 
aber es sind erhebliche Barrieren vorhanden, die den 
Zugang ersOOweren. In der Regel Ist er zumindest VOll 
einer gewissen Bekanntheit und erwiesener Qualifika-
tion auf der Ebene der Landesverbände, der Vereini-
gungen, der Regierung oder der Administration abhän-
gig. Allerdings läßt sich feststellen, daß der Nachwuchs-
mangel der Parteien den Aufstieg tendenziell erleich-
tert 10.. 
~. vgl. lOHMAA. aaO., S. 65, MAYNTZ, Parteigruppen, 
S. 145 f. 
t7 vgl. KAACK, Parteiensystem, S. 512 
" vgl. MOllER, aaO., S. SOt. 
" Als BeIspiel sei hIer der erfolglose Versuch der Jung-
sozialisten auf dem Saarbrücker SPD-Parteltag genannt, 
als sIe Helmut Schmldt durch den damals noch weithIn 
unbekannten Norbert Gansel ersetzen wollten 
lila vgl. lOHMAR, 8.8.0 .. S_ 85 
'0' siehe Anm. 99), als GegenbeIspiel lieBe dagegen sIch die 
Wahl des RC05-Bundesvorsitzenden Languth in den 
CDU-Bundesvorstand anli6lich des Saarbrücker ParteI-
tages 1971 nennen 
'u vgl. BARNES, a.a.O., S. 220 
IU zlt. nach GAGEL. Walter: Materialien fur den Unterricht: 
Oie politischen Parteien; Beilage zur Zeitschrift "Politische 
Bildung" 1,1 (196n, S. 3 
1 .. vgl. ZEUNER, aaO., S.l09t1. 
Beim ProzeB der Kandidatenauswahl fur den Bundes-
tag und für den Landtag besteht In den Wahlkreisen 
ein erheblicher Einfluß der Funktionäre, besonders bel 
vakant werdenden Wahlkreisen und sOIOOen, für die 
slOO die Führung nicht auf einen Kandidaten einigen 
konnte. Fast 50% aller CDU-Kandldaten müssen sich 
bei ihrer Erstaufstellung einer Kampfabstimmung stei-
len, danach aber wächst die Tendenz zur Wiederwahl. 
EinIJußversuche der Bundes- und Landesspitze sind 
durchweg ertolglos lOS. 
Gerade die Praxis der Kandldatenaufstetlung hat In der 
Bundesrepublik unterschiedliche Vorschläge zur Demo-
kratisierung der Vertahren hervorgerufen. Es wird Ins-
besondere auf die Tatsache verwiesen, daß ledlgllch 
0,12-0,15% der Wahlberechtigten die Zusammenset-
zung der Parlamente bestimmen IOf.. Als Muster einer 
Reform bietet man unter anderem dIe amerikanischen 
Primaries (Vorwahlen) an, die je nach Ihrer konkreten 
Form 107 die Anhängerschaft lot oder die breite Offent-
lichkeit am Prozeß der Kandidatenauswahl beteiligen. 
Damit wird der doppelte Zweck verfolgt, die Legitima-
tionsbasis der Abgeordneten zu verbreitern und die 
Auswahl zu demokratisieren. 
Abgesehen von der mogliOOen rechtlichen Problematik 
der Einführung solcher Verfahren (Gehelmnlsc:harakter, 
Allgemeinheit und Gleichheit der Wahl bzw. hier der 
Vorwahl) erscheint es fraglich, ob die zeitlichen, finan-
ziellen u_ ä. Kosten den zwar möglichen, aber nlOOt 
sicheren Nutzen, die Demokratislerung des ParteIen-
systems, rechtfertigen. Wenn schon In den USA kri-
tische SUmmen gegenüber dieser Praxis laut werden lOf, 
so lassen die andersartigen Bedingungen der politi-
schen Kultur und Struktur in der BRD die Probleme 
sicherlich nidlt geringer werden. 
Der Struktur des deutschen Parteiensystems ent-
spräche wohl eher das Instrument der Urwahl der Kan· 
didaten, das In Westeuropa, vor allem In den ~Ieder­
landen, bereits existiert und in der Form einer unver-
bindlichen Befragung bereits anläßllch der Landtags-
wahl 1971 In Rheinland-Pfalz praktiziert würde "0. Sol-
ches Vertahren würde auch nicht prinzipielle, sondern 
lediglich technische Probleme mit sldl bringen. 
8. InnerparteIlIche Machtstrukturen und dal 
Problem der Machtkontrolle 
Wenn man mit Hättlch Macht als die Möglichkeit defi-
nlert"" das Verhalten anderer. notfalls euch gegen 
lOS Vgl. ZEUNER, a.aO .. S. 108 ff. 
101 Vgl. KAACK, Helno: Wahlkreisgeographie und Kandidaten-
aufstellung, Opladen 1969, S. 66 
IfJ Da das Wahlremt In den USA Angelegenheit der Glied-
staaten Ist, bestehen verschIedene Formen der Primaries, 
wobei es sich durchweg um verschiedene Variatlonen der 
belden Grundmuster offener und geschlossener Vorwahlen 
handelt, vgl. dazu: FABAITIUS, Georg: Die amerikanischen 
Vorwahlen (primaries): Ein Modell für die BundesrepublIk; 
In: EichholzlBriel1f72, S. 5 
IN Das amerikanische Parteiensystem kennt nlmt die formale 
Mitgliedschaft wie In der BRD 
"It Vgl. FABRITIUS, aa.O., S. 6 r. 
IU vgl. ebda .• S. 10 t. 
... vg1. HÄTTICH. aaO., S. 78 
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deren Willen zu beeinflussen. so ergeben sich aus der 
Analyse des Willensbildungsprozesses und des Vor-
ganges der Ämterbesetzung bereits recht eindeutige 
Aufschlüsse über Innerparteiliche Machtstrukturen. 
ElnfluB und Kontrolle als Synonyme der Macht sind 
weitgehend bei den Führungsgruppen konzentriert. die 
sich trotz zunehmender Demokratislerung der innerpar-
teilIchen Praxis noch In weiten Bereichen demokrati-
scher Machlkontrolie entziehen. Es gab In der Ge-
schichte der BRD keinen einzigen Fall, in dem die Par-
telspitze von dem Parteitag gestürzt worden wäre, und 
sogar bei der Wahl der Parteiführung gab oft die Frak-
tion im Bundestag den Ausschlag 112. Dieser Eindruck 
wird auch weithin In der literatur bestätigt: "Revolu-
tionen N gegen die Pat1elspltze werden wegen deren 
Kontrolle über das Kommunikationssystem gar nicht 
erst versucht IU. Madltkämpfe finden auf der gleichen 
Ebene statt, so daR Abwahlen von Vorstandsmitglie-
dern zumeist auf Initiativen von deren Kollegen zu-
rückgehen 1U. Besonders aUffällig Ist die loyalität ge-
genüber dem Parteivorsitzenden in der SPD: Schu-
macher und Oltenhauer schieden durch Ihren Tod aus 
dem Parteivorsitz aus, Brandt konnte sich zwei auf-
elnanderfolgende Wahl niederlagen leisten, ohne daR 
dadurch seine Position als Kanzlerkandidat bzw. Partei-
vorsitzender In Frage gestellt worden wäre. 
OIe In der politischen Willensbildung führende Gruppe 
kann auch als innerparteIlIches Machtzentrum bezeldl-
net werden. In der Geschichte der politischen Parteien 
In der Bundesrepublik finden sich die verschiedensten 
Muster innerparteilicher Machtstrukturen: monolithisch 
und auch von der landesebene her relativ wenig be-
elnflußt waren die CDU unter Adenauer und die SPD 
unter Schumacher. Daneben ist wohl die Form des 
Triumvirates am geläUfigsten. Sie fand sich In der SPD 
von 1960-1966 (Brandt, Wehner, Erler), In der CDU 
1963-1966 (Erhard, Dufhues, Batzel) sowie In der FDP 
seit 1968 (Scheel, Gensdler, Mischnik bzw. neuerdings 
Flach) 11f. Ober die derzeitige Führungsstruktur der 
Parteien werden nur deren Intime Kenner Auskunft 
geben können, da der AuBenstehende die Stärke der 
Position Satzeis und Srandts nicht ohne weiteres be-
urteilen kann. Rein formal liegt allerdings ein relativ 
hoher Grad an MachtkonzentratIon vor, wie er etwa im 
britischen Regierungssystem der Regelfall Ist: Partei-
und Reglerungs- bzw. OppositIonsführung sind In einer 
Hand vereinigt. Auch auf der Ebene der Bundesländer 
linden sich normalerweise Abbildungen dieser Macht-
struktur. 
Das Ausmaß, in dem die formale Machtstruktur In der 
Realität verändert wird, läßt sich bel der CDU leichter 
feststellen als bei der SPD. Da bel letzterer keine ein-
1Ha vgl. DAHt., Robert A.: The Coneept of Power; In: BEt.U 
EDWAROSIWAGNER (Hrsg.): Polltleal Power, New York I 
london1969,S.794 11' 50 gescflehen beim StUtz Erhards als Bundeskanzler, die 
seinen Rücktritt ala Parteivorsitzender nach alm zog, und 
bel Ablösung Mendes als FDP-Vorsltzender 
111 Vgr. SARNES, 8.8.0., S. 16, S. 222 f1-
m vgl. LOHMAR, a.e.O., S. 85 
'u vgl. ZEUNER, 8.aO., S. 84 
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heitllchen und starken landesverbände bestehen, Ist 
von dieser Ebene her nur dann eine Machtbeschrän-
kung der Bundesspitze zu erwarten, wenn die der SPD 
angehörenden Regierungschefs zur Kategorie der so-
genannten starken Persönlichkeiten gehören "'. Da-
neben kann, je nach persönlichen Qualitäten. der Vor-
sitzende der Bundestagsfraktion eine gewichtige Rolle 
spielen 117. 
Aufgrund der föderalistischeren Struktur der ceu ge-
genuber der SPD dürfte hier ein vergleichswaise großer 
Einfluß der landesvorsitzenden auf die Führungsspitze 
des Bundes vorliegen. nicht zu unterschätzen ist auch 
die Position der Vereinigungen sowie die der Bundes-
tagsfraktion, wenn sich die ceu in der RegIerungsver-
antwortung befindet tII. Bedingt durch die Fraktions-
gemeinschaft mit der CSU dürfte allerdings von dieser 
der stärkste Einfluß auf die Politik der CDU~Spltze aus-
gehen. zumindest was Ihre praktische Durchsetzung Im 
Bundestag anbetrifft. 
Zwar besteht Innerhalb der Parteiführung, Insbesondere 
bel der CDU. eine reletlv pluralistische Machtstruktur, 
aber das Gefälle von der Spitze nach unten hIn ist doch 
recht beträchtlich, insbesondere, wenn man bedenkt, 
daß diese relativ kleine Gruppe nahezu den gesamten 
hauptamtlichen Parteiapparat auf der Bundes- und z. T. 
audl auf der Lendesebene kontrolliert, die partei-
Internen und nach auBen wirkenden Publikations-
organe steuert und Ober die ParteIfInanzen verfügt. 
Darüber hinaus liegt auch eine, wenn nicht vollstän-
dige. so doch weitgehende Kontrolle der parteiinternen 
AUfstIegskanäle vor Hf. 
Man kann so von einer gewichtigen und nur zum Teil 
kontrollierten MachtpositIon der Führungsspitze spre-
chen. Diese aber sollte aus den verschiedensten Grün-
den In Ihren Auswirkungen wiederum nicht überschätzt 
werden: Die der Parteispitze formal und Informell ge-
genüber den Mitgliedern zur Verfügung stehenden 
DiszlplJnierungsmaßnahmen werden wegen der gerIn-
gen PartizipatIonsrate nur Im Ausnahmefall angewen-
det werden, da sie sonst noch weiter partizipations-
hemmend wirken uo. Ober den EinfluB der Parteipresse 
im internen Bereich liegen zwar bislang nod'! keine 
empirischen UntersUchungen vor, jedoch muß wegen 
Ihres geringen Informationswertes erheblldl bezweifelt 
werden, daß sie ein geeignetes Manipulationsmittel der 
Führung sind. Eine solche Absicht aus Ihrer gesamten 
Aufmechung heraus lesen zu wollen, Ist ebenfalls 
etwas gewagt, da sie zu diesem Zweck zu wenig ge-
konnt redigiert sind. Zwar liegt in der Kontrolle der 
Aufstiegskanäle ein gewichtiges MachtmitteY, seine 
'" Dies waren froher vor allem der hesslsdle MJnlslerprAsI-
den! Zinn und der Berliner Regierende BOrgermeJsler 
Brendl, der spiter aucfl Par1elvorsltzender wurde, heute 
spielt unter den Landeslü/'$ten wohl der nordrheln-west-
filisehe MlnJsterprAsldent KOhn die fuhrende Rolle 
111 So vor allem Erler, Sc:hmldt und heute Wehner 
11. Von den gewählten aellt PrAsldlumsmltgliedem sind Kohl 
und Stoltenberg LandasvorsllZende. Katzer, ScflrOder und 
Frau Wex stehen einer Vereinigung vor, Satzel war vor 
seiner Wahl zum PartelvorsllZenden Voraltzender der Bun-
destagsfraktion 11. Vgl. ZEUNER, 8.a.0., S. 103 
na vgl. ebda., S. 118 
Bedeutung wird aber durch Mayntz' Untersuchungen 
relativiert UI. 
Aus den verschiedenen Untersuchungen geht hervor, 
daß die Rede von einer monolithischen Führungsstruk-
tur der Parteien Obertrieben 1st tu. Zwar lassen sich In 
den deutschen Parteien "Parallel-Hierarchien" (Barnas) 
oder "Stratarchlen" (EIdersveid) noch nicht ausdrück-
lich nachweisen, aber man kann doch ein beträchtliches 
Maß an Interner und externer Kontrolle der Führungs-
3pltzen vermuten, wobei ln:sbe:sondere bei CDU und 
FDP die föderale Komponente eine wichtige Rolle 
spielt. Andererseits bringt aber auch die zu beobach-
tende Verschränkung der Bundes- und landesebene 
die Gefahr einer Verfllzung der Machtstrukturen dieser 
Stufan und somit einer Erschwerung der Kontrolle von 
Außen mit sich tu. 
Diese Tendenz Ist auch zwischen der landes- und der 
Kreisebene sowie dem Krels- und dem Ortsverband 
feststellbar. Ein häufig anzutreffendes Phänomen ist 
der Landtagsabgeordnete. der zugleich als Kreisvor-
sitzender diese Ebene kontrolliert. Auf dieser Basis 
bildet sich eine monopolistische, eine ollgopollstisdle 
oder eine pluralistische Machtstruktur heraus, abhängig 
davon, ob der Kreisvorsitzende und landtagsabgeord-
nete die Macht allein In seinen Händen konzentriert, 
ob er sie mit einem exklusiven Kreis von Lokalmata-
doren teilt oder ob eine plurallstisdle Verteilung von 
Kreisvorsitz, Landtagsmandat, Vorsitz der Kreistags-
fraktIon und einiger anderer SchlOsseisteIlungen in 
mehreren Händen vorliegt tu. Welche dieser Konstella-
tionen auch Immer gegeben sei - die pluralistische 
Variante Ist die seltenste _ so läßt es sich der Kreisvor-
sitzende/Landtagsabgeordnete In der Regel nicht neh-
men, seinen KreIsverband Im landesvorstand zu ver-
treten tu. 
Schon die Analyse der Willensbildungsprozesse in den 
Parteien wies das Innerparteilldle Informationssystem 
als stark reformbedürftig aus. Seine Verbesserung Ist 
eine zwar notwendige, aber nicht zureichende Voraus-
setzung InnerparteIlIcher Demokratie. Die Innerpartei-
lIche MachtverteIlung machte nämlich aufmerksam auf 
die Diskrepanz zwischen der Redltsnorm. die das Mit-
glied bzw. seine Vertretungsorgane als oberste Instan-
zen Im politischen Wlllensblldungsprozeß definierte tU 
und der realen Situation In den politischen Parteien, wie 
sie sich aus den einschlägigen Untersuchungen ergibt. 
Es ist aber zu betonen, daß das Problem eines wenig 
demokratIsierten Innerpartellichen Willensbildungspro-
zesses kein spezifisch deutsches Ist. In einem Land, das 
gemeinhin als das Musterbeispiel parlamentarischer 
Demokratie dargestellt wird, nämlich Groß-Britannlen, 
stellt es sich In sehr viel schäoerer Form. Es sei nur 
darauf verwiesen, daß bel der Aufstellung des Partei-
fGhrers weder dem konservativen Parteivolk noch dem 
1:11 vgl. MAYNTZ, 8.8.0., S. 55ft., S. 69ft. 
In Vg1. dazu die Untersuchung von BARNES; sowie ELDER5-
VELO, Samuel: PollUcal Parties; Chlcago 1964, ZEUNER, 
8.a.O .. 5 .11411. 
1Ja vgl. nAhere, bel KAACK, Parteiensystem, S. 512 ff. 
'IU vgl. ebda., S. 502 11. 
11:J vgl. ebd8., S. 500 
IM Vgl. dazu die entsprechenden AualOhrungen bei MOllER, 
8.8.0., S. 123 H. 
der Labour-party ein Einfluß zukommt m. Seine Betei-
ligung an der Bestimmung des Partelkursss, In der 
Bundesrepublik In allen Partalen zumindest der Ziel-
vorstellung nach und Im Ansatz vorhanden, scheint In 
der Konservativen Partei nicht einmal In Erwägung ge-
zogen zu werden. Aber auch aus der politischen Praxis 
der Labour-Party, deren Struktur Im Vergleich zu der 
ihres Kontrahenten stärker demokratisiert Ist, lieBen 
sich ausreichend viele Beispiele dafür anführen, daß 
die Parteispitze Ihre EntScheidung relativ unbeelnflußt 
von den Vorstellungen der Mitgliedschaft trifft In. 
Nun stellt das Parteiengesetz allerdIngs höhere An-
sprOche und langfristig dürfte es auch Im Eigeninter-
esse der Parteien liegen, die realen Entscheidungs-
strukturen den formalen anzupassen. Darauf weist 
auch die In allen Parteien in Gang gekommene Re-
formdiskussion hin, die Im Gegensatz zu der der 
sechziger Jahre nicht mehr allein unter dem Gesichts-
punkt der Steigerung der Effizienz, sondern auch unter 
dem Innerparteilicher Oemokratlsierung geführt wird. 
Die Reformen müssen sich Innerhalb des vom ParteIen-
gesetz abgesteckten institutionellen Rehmens bewegen, 
wenn man nicht die generelle Ablösung des ParteIen-
staates etwa durch Muster rätedemokratIscher Natur 
anstrebt. Innerhalb dieses Rahmens bestehen Jedoch 
kaum Probleme prinzipieller und struktureller Natur, 
sondern die Verbesserung Innerpartelllcher KommunI-
kationskanäle wAre eIn erster Schritt zur NeuverteI-
lung der Macht In den politischen Parteien In der Form, 
wie sie von den einschlägigen gesetzlichen Bestim-
mungen zugeteilt Ist. Von einer Verbesserung der Kom-
munikation könnte demzufolge eine Eigendynamik aus-
gehen, die das Problem der Machtverteilung sozusagen 
von selbst löste. 
Zunächst wäre In diesem Zusammenhang das Gewicht 
der Parteitage im Innerparteilichen Willensblldungs-
prozeG zu erhöhen. Die sich dazu anbietende "Politi-
sierung" der Parteitage wäre bel der COU einfacher zu 
lösen als in den anderen Parteien, da In Ihr keine 
künstlichen FIOgelblidungen erforderlich wären. Bon-
dern In den Vereinigungen bereits Ansatzpunkte zu 
einer pluralistischen GruppenbIldung bestehen, die ge-
ringere Gefahren als ein InnerparteIlIches Zwei-Frak-
tionen-System mit sich bringt, da wechselnde Koali-
tIonsbildungen möglich und eoordertich sein wOrden. 
Funktion und Struktur der Vereinigungen wären aller-
dings zu überdenken und gegebenenfalls neu zu defi-
nIeren. Ob man nun eine byndlsche Struktur nach dem 
Muster der OVP wählt, oder sich. wie die Labour-Party, 
dafür entscheidet, die PartelorganlsatJon auf ein "loka-
les" und ein "funktionales Beln" (hier: Gewerkschaften) 
zu stellen, oder ob man die Vereinigungen ledlglidl als 
Informelle InnerparteIlIche Gruppen behandelt, soll hier 
nicht näher behandelt werden Uf. Jedenfalls wAre die 
OrganisatIonsstruktur der politischen Parteien unter 
lJl" vgl. JENNINGS, Ivor IRInER, Gerhard A.: Du brltllche 
ReglerungssYllem, 2. Aull., KOlnlOpladen 1970, S. 62 11" 
S. 39411., S. 408 11. 
1U vgl. SCHRODER, DIeler: Großbritannien; Hennover 1969. 
S. 148. S. 1521. 
.n Nlhere. dazu In dem Bellreg von Norbert Lammert In 
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dem Vorzeichen innerparteilicher Oemokratislerung 
einmal auf diese Frage hin zu überdenken. 
Ein ungelöstes Problem verbleibt auch dann noch, wenn 
man das Gewicht des Parteitages erhöht hat, In der 
Kontrolle der FÜhrung In der zwischen den Parteitagen 
verbleibenden Zelt. Die allgemeinen Parteiausschüsse 
kommen dieser Aufgabe erwiesenermaßen nicht nach, 
obwohl die strukturellen Voraussetzungen effizienter 
InnerparteIlIcher Kontrolle gegeben wären. Jedoch wäre 
die Änderung ihrer Besetzung erforderlich. Unabhängig 
davon, ob die Vorstandsmitglieder ihnen Oberhaupt 
nicht oder ohne Stimmrecht angehörten, bieten sich drei 
Konstruktionen an: Sollte an die Konzeption des .. klei· 
nen Parteitages ~ gedacht sein, böte sich die direkte 
Wahl der Aussd1ußmitglieder durch den Parteitag an. 
Eine zweite Möglichkeit bestände In der Schaffung 
eines föderativen Organs. dessen Mitglieder auf der 
nächstniedrigeren OrganisatIonsstufe gewählt würden. 
Im Falle der Einführung eines bündisch strukturierten 
Organs müßte die Besd'llckung durd'l die Vereinigungen 
erfolgen. In den beiden zuletzt genannten Fällen wären 
nom zwei verschiedene Varianten dahingehend denk· 
bar, daß die Stärke der Vertretungen der Landesver-
bände bzw. Vereinigungen entsprechend der Mitglieder· 
zahl oder unabhängig von Ihr erfolgte, Man könnte 
schließlich auch eine Kombination der zweiten und der 
dritten Variante wählen. Alle die genannten Struktur· 
modelle ließen sich auf Bundes·, Landes· und Kreis· 
ebene gleichermaßen praktizieren. 
Ein Demokratislerungseffekt wäre sicherlich weiter zu 
erzielen, würde man das derzeitige, sm Modell der 
HonoratIorenpartei orientierte Strukturprinzip der Vor· 
stände durch die Schaffung klarer Verantwortllchkeiten 
per AufgabendefinitIon für das einzelne Vorstandsmit· 
glied ersetzen, An die Stelle kollektiver Verantwortlich-
keit des Gesamtvorstandes, der die Kontrolle der Funk-
tlonserfüllung der einzelnen Mitglieder erschwert, würde 
die Elnzelverantwort1ichkeit treten, die zugleich ein 
mehr an Transparenz bedeutete. Durch eine klare Auf· 
gabendefinltion würde sich aber nicht allein das Paten· 
tial an InnerparteIlIcher Demokratie steigern, sondern 
gleIchzeitig könnte ein Effizienzgewinn erzielt werden. 
Vermutlich wäre angesichts der Personalprobleme der 
meisten Ortsverbände dies Modell frühestens auf der 
Ebene des Kreisverbandes zu praktizieren. 
9. Die Demokratlslerung InnerparteIlIcher 
Entscheidungsprozesse 
Wenn erst an dieser Stelle auf die Problematik der 
DemokraUslerung InnerparteIlicher Entscheidungspro-
zesse eingegangen wird, so deshalb, weil sie Im Unter· 
sch led zu den Wlliensbildungsprozessen eine stärkere 
Berücksichtigung des Machtaspektes verlangen, den die 
Willensbildung, die Im Vorfeld der Entscheidung statt· 
findet, lediglich antizipIerend (ais strategischen Aspekt) 
berücksichtigen muS. 
Eine Diskussion dieses Problems kommt an einer Aus· 
einandersetzung mit Nascholds Thesen zur innerorgani· 
satorischen Demokrstislerung nicht vorbei. In seinem 
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Konzept unterscheidet er zwischen verschiedenen Ent· 
scheidungstypen UD, 10r dle- er ein unterschiedliches 
"Demokratlsierungspotential" annimmt m. 
Es kann auf Einzelheiten dIeses Konzepts nicht einge-
gangen werden, aber bereits der zugrundeliegende 
OrganisatIonsbegriff Ist problematisch, da Naschold 
offensichtlich nicht zwischen Freiwilligenorganlsalionen 
und bürokratischen Organisationen differenziert. Sollte 
er damit zum Ausdruck bringen wollen, daß zwischen 
beiden Typen kein Unterschied besteht. oder daß Frei· 
willigenorganisaUonen bürokratisiert sind, so sei darauf 
verwiesen, daß bereIts eine oberflächliche Oberprüfung 
dies als für die Parteien nicht zutreffend erwies In. 
Nascholds Konzeption geht demnach schon insofern 
an der innerparteilIchen Wirklichkeit vorbei, als büro· 
kratlsche Entscheidungsstrukturen vorausgesetzt wer· 
den, die nicht existieren. Wenn innerparteiliche Büro-
kratien überhaupt bestehen, dann doch hödlstens In 
den Bundesgeschäftsstellen, die aber keineswegs über 
ein der Verwaltung im politischen Gesamtsystem ver· 
gleichbares Gewicht Im innerparteilIchen Entschei-
dungsprozeß verfügen, 
Die Konzeption wäre unter Umstanden dann noch 
praktikabel, wenn man die Mitgliedschaft als Organisa-
tionsspitze ansähe. Da10r ergeben sich aber trotz ent-
sprechenden rechtlichen Bestimmungen aus der Ana· 
lyse innerparteilicher Wirklichkeit keine Anhaltspunkte. 
Um die bestehenden Einwände näher zu verdeutlichen, 
soll das Konzept der Zweck- und Routineentscheldun· 
gen als Beispiel herangezogen werden, Als konkrete 
Maßnahmen schlägt Naschold vor: (1) Ausbau hierar-
chischer Entscheidungsprogramme zu Einzelanweisun· 
gen mit eIngebauten sekundären ElastizItäten, (2) Er· 
setzung der Steuerung der Subsysteme durch Regel· 
prozesse, (3) Umwandlung bürokratisierter Organisa· 
tlonen In In hohem Maße koordinierte und motivierte 
soziale Systeme, um damit eine Nivelllerung der Macht 
zu erreichen UJ, 
Schon hier ergibt sich das Problem, daß die ange-
sprochene hierarchische Unterordnung nur im Verhält· 
nis Führungs-Partelbürokratie besteht. In diesem Falle 
wäre aber der Nutzen einer Oemokratlslerung, die das 
Gewicht der Bürokratie erhöhte, nicht unbedingt ein· 
sichtig, da sie das Gewicht des von der Mitgliedschaft 
nicht kontrollierten und auch nur schwer kontrollier· 
baren bürokratischen Apparates gegenüber der Füh-
rung, die demokratisch legitimiert, kontrolliert und ver· 
antwortlich Ist, verstärkte. Die Wirkung wäre aber eher 
entdemokrallsierend. 
Für das Verhältnis der Führung zur Mitgliedschaft ist 
die von Naschold aufgezeigte Problematik insofern 
nicht von Relevanz, als formal die Mitgliedschaft ober· 
stes Entscheidungsgremium Ist und nicht etwa die Füh-
rung. Es kann gar nicht darum gehen, den Entschei· 
dungsspielraum zu erweItern und dessen Elnengung 
.,0 Es sind dies Routine--, Zweck-, Innovatlons-, Krlsen-, Madlt-
zuwachS·, Programmverschachtelung- und Konlllktverlag~ 
rungs-strateglen 
UI vgl. zum folgenden NASCHOLD, 8.a.0 ., S. 62 «. 
lU Vgl, dazu Kapital 6.6. dieses Aufsatzes 
IJJ Vg1. NASCHOLD, a.8.0., S. 62 ff. 
durdl hlerardlisdle EInzeianweisungen abzubauen, 
sondern vielmehr darum, wesentlldle Teile der Ent-
sdleldungskompelenz (u. a. audl die der Formulierung 
von Entsdleidungsprogrammen für die Führung) von 
der Führung auf die Mltglledsdlaft zu verlagern. Oa8 
im Rahmen dieser Entsdleidungsprogramme gewisse 
und z. T. erheblldle Elastizitäten für das Entscheidungs-
verhalten der Führung vorliegen müssen, dürfte selbst-
verständlich sein, will man nldlt Oemokratlsierung 
durdl einen Effizienzverlust erkaufen. 
Nicht viel anders verhAlt es slm mit der Ersetzung der 
Steuerung der Subsysteme durch Regelprozesse. Oie 
Subsysteme im Bereich der Parteien sind durch die 
Bestimmungen des Parteiengesetzes definiert 1:W. Diese 
stehen der Norm nach In einem derart gestalteten 
Ober- bzw. Unterordnungsverhältnis, daß die Mitglied-
schaft bzw. deren Vertretungsorgane als oberste Ent-
scheidungsinstanz den Spielraum der Entscheidung der 
anderen Gremien abzustecken hat. Dies bedeutet in 
Nascholds Terminologie : Das Subsystem Mitglled-
5dlaft (Parteitag) steuert die Subsysteme Parteivor-
stand, Parteiausschüsse ete. Auch hier geht es wieder 
primär darum. Norm und Wirklichkeit anzupassen, der 
Nutzen der Ersetzung dieses Steuerungssystems durch 
Regelprozesse (1) Ist nicht unbedingt einsichtig. 
Die hier nur exemplarisch dargestellten Probleme der 
Konzeption Nascholds ließen sich für die anderen Ent-
scheidungstypen in ähnlicher Form aufzeigen. Sie resul-
tieren alle aus einem undlfferenzlerten OrganIsations-
begriff bzw. einer schiefen Analyse InnerparteIlIcher 
Strukturen und Prozesse. Ihr Wert für eine Demokrat!-
sierung bürokratischer Organisationen allerdings soll 
hier nicht bestritten werden. 
Wenn von einer Demokratisierung innerparteilicher Ent-
scheidungsprozesse die Rede Ist, so wird hier vor 
allem die Angleichung der realen Entscheidungsstruk-
turen an die formalen Entscheidungskompetenzen, wie 
sie vom Parteiengesetz definiert sind. gefordert. Dem-
nach müssen die Mitglieder in den Entscheidungspro-
zessen zumindest die Kompetenz-Kompetenz besitzen. 
Keineswegs können dagegen alle Entsdleidungen von 
der Führung auf die Mitgliedschaft verlagert werden. 
will man nicht einen systemgefährdenden Effizienzver-
lust aufgrund mangelnder Reaglbilität und Flexibilität 
der Entscheidungsstrukluren riskieren. 
Die zuletzt gemachten AusfOhrungen gelten jedoch nur 
unter bestimmten Bedingungen. nämlich, wenn Groß-
organisationen vor die Aufgabe gestellt werden, kom-
plexe Probleme zu verarbeiten. Dies isl jedodl In der 
Hauptsache auf der Ebene der Bunde5- und Landes-
verbände der Fall. Die Politik auf der Ebene des Kreis-
und des Ortsverbandes dagegen Ist nicht so kompli-
ziert, daß sie nicht von jedem partizipationsbereIten 
Mitglied unter bestimmten Informationellen Voraus-
setzungen überschau bar und damit In ihren Problem-
situationen entscheidbar wäre. Der normale Kreis- und 
Ortsverband Ist ebenfalls nicht so groß. daß die Ein-
schaltung repräsentativer Organe entsdleidungstech-
IU Es sind dies vor allem Mltglledschaft, Parteitage. Partel-
vorstAnde und Allgemeine Partelaussdlüsse. 
nlsch unabdingbar wAre und kaum ein politisdles Pro-
blem auf dieser Ebene besitzt solche Dringlichkeit. 
daß es nicht unter breitestmöglicher Partizipation ent-
schieden werden könnte. Oie institutionellen Hemnlsse 
InnerparteilIcher Demokratie sind also auf der lokalen 
und regionalen Ebene am geringsten. Daher sollten 
auch gerade auf dieser Ebene die Reformen ansetzen 
und von ihr ausgehend auf die weiteren Stufen der 
Organisation übergreifen; denn mit der Realisierung 
innerparteilicher Demokratie Im Orts- und KreIsver-
band dürfte es m6glich sein, die Apathieschwelle zu-
mindest teilweise zu überwinden. 
10. InnerparteIlIche Demokratie In der Bundei-
republIk - Anspruch und Wirklichkeit, 
Chancen und Perspektiven 
Die Frage nach dem Bestehen InnerparteIlicher Demo-
kratie In der BundesrepublIk beinhaltet zwei weitere 
Fragen. die Frage nach dem DemokratiebegrIff und die 
Frage nach dem Ansprudlsnlveau. 
Auf das komplexe Problem der Demokratislerung von 
Staat und Gesellsdlaft kann In diesem Zusammenhang 
nicht eingegangen werden, die Fragestellung Ist In die-
sem Zusammenhang auch nur von sekundärer Bedeu-
tung, da die Funktionserfüliung der Parteien primär auf 
den politischen Bereich hin organisiert Ist m. 
Es wurde versucht, das Vorhandensein innerparteIlIcher 
Demokratie an der Frage zu überprüfen. ob und Inwie-
weit die Parteien In Ihrem .. Innenleben~ den Postulaten 
der Volkssouveränität. der Glelmheit und der Macht-
kontrolle genügen. Damit wurde auf einen Theorie-
typus Bezug genommen, den die moderne DemokratIe-
theorie als "Input-orlentlerte DemokratietheorJs" tU be-
zeIchnet. Ihr liegt die Forderung nach Partizipation aller 
Mitglieder an den Entscheidungsprozessen des Systems 
(hier der Partei) zugrunde. Auf diese Welse können die 
Parteien Ihre Funktionen der Transmission und der 
FOhrerauswahl erlOllen. 
Allerdings hat die TransmissionsfunktIon noch einen 
zweiten Aspekt, nämlich den der Vermlltlung zwischen 
der politisdlen Spitze des Staates und der öffentlich-
keit. Wenn aber, wie die Analyse ergab, schon Im In-
ternen Bereich eine mangelhafte Erfüllung der Trans-
missionsfunktion vorlag, so findet Vermittlung Im Ver-
hältnis öffentlichkeit - Staatsspitze praktisdl nur an-
läßlich der Wahlen statt. Sie zu verbessern Ist eine 
Funktion, die in den Bereich der Außenbeziehungen 
der politischen Parteien fällt. 
.,. Vgr. Art. 2t, Abs. 1, Satz 1 Ga: Die Parteien wirken bel der 
politlscnen WiI!ensblldung des VOlkes mit 
ou Im Unterschied zur Input~rlentlel1en kennt man noch die 
output~rlentlel1e DemokratietheorIe. vgl. SCHARPF . .... 0 .• 
S. 21 ft .• S. 25ft. vgl. audl LENK. Kurt: Wie demokratisch 
Ist der Parlamenlarismus? Stuttgart 1972. S. 40 ff. 
Die Begriffe Input und oulput stammen aus der Produk-
tlonstheorla und bezeldlnen dort die Im Produktionspro-
zeB eingesetzten Produkllonsfakloren (Input) brw. den 
Aussloß produzierter GOI" (output). In unserem Zusem-
menhang verslehen wir unter Input die Informationen der 
öffentllcllkelt an das polltlsctle System (elnsctlllaBllch 
Wilnsdlan. Befehlen ete.). unter output dagegen die Resul-
tate polItIschor Informatlons- und Entschoidungspro181S8 
von Seiten des Systems. 
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Dazu müBten Suchmechanismen (Rekrutierung von 
Sachverstand. Bürgerbefragung und -foren usf.) einge-
richtet werden. um überhaupt einmal die Meinung der 
Öffentlichkeit zu bestimmten Sachverhalten zu ermit-
teln. Dies setzt allerdings mehr voraus, als lediglich 
eine sporadische Aktivität der Parteien anläBlich VOll 
Wahlkämpfen. 
Als Zielvorstellung steht hinter dieser Forderung eine 
langfristige Anglelchung des output des politischen 
Systems an den input. Es dürfte kiar sein. daß nicht alle 
in gleicher Weise partizipieren können und wollen. aber 
denen, die dazu bereit sind, muB auch die Möglichkeit 
gegeben werden. Der daraus resultierende Effekt 
könnte mindestens ein vIerfacher sein: 1.} Oie Gewäh-
rung größerer PartizipatIonsmöglichkeIten könnte die 
Motivation zur politischen Beteiligung erhöhen und so 
die politische Apathie weiter Bev61kerungskreise über-
winden. 2.) Dies könnte zu einer stärkeren Bejahung 
demokratischer Lebensformen sowie einer gröBeren 
Transparenz des politischen Prozesses führen. Damit 
würde die Stabilisierung eines demokratischen Systems 
einhergehen. 
3.} Das "WertberfickslchUgungspotentla'" des Systems 
würde erhöht und eine breitere Interessenpalette Im 
politischen Willensblldungsprozeß zur Geltung kom-
men. Damit würde sich die Gruppenintegrationsfunk-
tion auch In den politischen Entscheidungsprozessen 
niedersd1lagen. 4.) Mit einer stärkeren PartIzipation 
wäre notwendig ein Effizienzgewinn verbunden. 
Oie Frage. nach dem Anspruchsniveau läßt eine unter-
schiedliche Bewertung der Innerparteil1chen Demokratie 
In der Bundesrepublik zu. Vergleid1t man die deut-
schen Zustände mit denen Groß-Brltannlens oder der 
USA, so wird man sIch mit dem Status--ouo zufrieden 
geben können; denn die Reformdiskussion in den USA 
dreht sIch weItgehend darum, dIe Parteien verantwort-
licher zu machen, d. h. sie auf Parteiprogramme zu ver-
pflichten, die mehr sind als die derzeit gebotenen Leer-
formeln und eine positive Beziehung zwlsd1en diesen 
Programmen und der von der Partei verfolgten Politik 
herzustellen ur. 
Allerdings sollte man sich mit soldlen Vergleichen 
schon deshalb nicht zufrieden geben, weil die Verfas· 
sung der BundesrepublIk weItergehende Zielvorstellun· 
gen Im Zusammenhang mit der Innerparteilichen Demo-
kratie verfolgt. Aus diesen Zielvorstellungen, dIe hinter 
der kritischen Analyse der politischen Praxis der Par-
teien standen, die hier versucht wurde, lassen sich nun 
folgende zusammenfassende Thesen ableiten: 
1. Ausgangspunkt der überlegungen zur InnerparteI-
lIchen Demokratie Ist dIe These, daß sIch dIe Par-
teIen In der VerfassungswirklichkeIt der Bundes-
republIk zu den entscheidenden Zugangsstellen 
des politischen Systems entwIckelt haben. EIne zu-
nehmende Innerparteiliche Demokratislerung kann 
demnach als ein positiver Beitrag zur Demokrati-
sierung und Stabilität des gesamten politischen 
Systems betrachtet werden. 
In Vgl. BERNS. Walter: Reform of the Amerlcan Party System: 
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Chlcago 1965, S. 4(h58 
2. Reformen haben sinnvollerweise an den offenslcht-
Ildlsten Mängeln des bestehenden Systems anzu-
setzen. Für die Parteien liegen diese vor allem In 
einem faktisdlen Monopol des politischen Füh-
rungsvermögens der Spitze und damit verbunden 
In einer kopflastigen Machtstruktur. 
3. Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß 
alle Mitglieder In gleichem Maße partizipations-
bereit sInd. Demokratisierungsmaßnahmen sollten 
daher vor allem die Verstärkung des EInflusses der 
Partizipationsbereiten anstreben. 
4. Erste Voraussetzung innerp'arteillcher Demokratl-
sierung ist das überwinden der Apathie der Mit-
glieder. Dies scheint erreIchbar durch 
- überprOfung der PraxIs der MitglIederwerbung 
und Aufstellen eines Kataloges mit Kriterien, an 
denen sich diese orientieren könnte, 
- Konkrete Aufgaben und Rollendefinition für das 
Mitglied gleich bel seInem EIntritt, 
- Erleichterung der InnerparteIlIchen Kontrolle 
durch Transparenz der politischen Entscheidun-
gen: Nicht die Vorstände haben den EntscheI-
dungsspIelraum der Mitglieder und der ParteI-
tage zu definieren. sondern das umgekehrte 
sollte der Fall sein. 
5. Kompetente EntscheidungsbIldung setzt Informlert-
heit der Entscheidenden voraus. Zu diesem Zwecke 
ist die Einrichtung institutionalisierter Innerpartei-
licher Kommunikationskanäle von oben nach unten 
und umgekehrt von Nöten. 
6. Als Knotenpunkte parteiinterner Kommunikation 
bieten sich die Kreisgeschäftsstellen an, die eIner-
seits als AnlaufsteIle der aktiven ParteimitglIeder 
dienen, andererseits aber mit ~höheren Ebenen-
wesentlich leichter koordlnierbar sind, als dies bei 
den Vorständen der Fall ist. Auf der Ebene des 
landesverbandes finden mehr oder weniger regel· 
mäßig Kreis-, auf der des Bundesverbandes Lan-
desgeschäftsführerkonferenzen statt, an denen mit-
unter die politische Prominenz der betreffenden 
Ebene teilnimmt. Diese Treffen eignen sIch als 
Foren des Informationsaustausches, der dann auch 
relativ einfach zu institutionalisieren wäre. etwa In 
der Form parteiinterner Nadlrlchtendienste. 
7. Ein zweiter KommunIkatIonskanal bietet sich über 
die Parteipresse an, dIe sich von der unkritischen 
"Hofberichterstattung" zum Informativen Nachrich-
tenmedIum wandeln mOBte. 
8. Entsprechendes gilt auch tar die Berichterstattung 
von unten nach oben: Es Ist der Führung nicht 
möglich, die Einstellung der Mitgliedschaft In ihr 
EntscheidungskalkOi mit einzubezIehen, wenn der 
Kreis- und der Landesverband ihre Transforma-
tIonsfunktion nicht oder nur unzureichend wahr-
neh men und sich nach oben wie nam unten als 
Informationsfilter erweIsen. 
9. Die PartizIpatIonschancen des einzelnen Mitgliedes 
gestalten sich auf den verschiedenen Organisa-
tionsebenen unterschiedlich. Direkte Par1lzlpallon 
Ist am leichtesten und am weitestgehendsten im 
Ortsverband möglich, am geringsten Ist ihre Mög-
lidlkeit In der BundesparteI. 
10. Im Ortsverband Ist eine Verlagerung der tatsäch-
lichen Entscheidungskompetenz auf die Mitglieder-
versammlung anzustreb.en, da hier der Informa-
tionsvorsprung der Führung gegenüber der Mit-
gliedschaft nldlt strukturnotwendig ist, sondern der 
Ausdruck eines mangelhaften Demokratieverständ-
nis der Führung auf dieser Ebene sowie man-
gelnden Interesses der Mitgliedschaft. 
11. Eine an der DienstleistungsfunktIon der politischen 
Parteien orientierte Organisationsstruktur ist ge-
eignet, die InnerparteIlIche Kontrolle zu erleich-
tern, die Effizienz der Arbeit zu vergrößern und die 
Vorstände verantwortlicher zu machen. (Referenten 
staU Beisitzer) 
12. Auf der Ebene des Kreisverbandes besteht neben 
dieser funktlonsspezlflsdlen Differenzierung die 
Chance einer Demokratlslerung In einem häufige--
ren Zusammentreten des Kreisparteitages als Par-
tei-Legislative. Audl hier sind die Probleme noch 
nicht derart komplex, daß sie nicht weitgehend von 
den Mitgliedern selbst gelöst werden könnten, 
wenn sie nur die nötige Information erhalten. 
13. Von der landesebene aufwärts bestehen struktu-
relle Hindernisse tur eine direkte lnnerparteJllche 
Demokratie. Eine Demokratlsierung Ist hier durdl 
die Einführung pleblszitArer Elemente (Urwahl, Ur-
abstimmung), durch eine Verbesserung der Kon-
trollmechanismen (allgemeine Parteiausschüsse) 
sowie dadurch möglich, daß man dem Parteitag Im 
parteiinternen WlllensblldungsprozeB mehr Gewicht 
verleiht. 
14. Konkret bedeutet dies die Notwendigkeit eIner 
längerfristIgen Vorbereitung der Parteltagsmltglle--
der auf Ihre Aufgabe, ParteilegislatIve zu seIn. 
Sollen die Parteitage sich zu edlten parlaments-
ähnlIchen Entscheidungsgremien entwickeln, mOs-
sen den Delegierten rechtzeitig die entscheidungs-
relevanten Materialien zugänglich sein (AntrAge. 
vorzeitige Publizierung der Rechenschafts- und 
FInanzberichte). 
15. Darüber hinaus wäre zwischen den Parteitagen ein 
Kontrollgremium elnzurldlten, dem keine Vor-
standsmitglieder mit Stimmredlt angehören dur-
fen, da dies die Kontrollfunktion beeinträchtigt. Es 
kann entweder als kleiner Parteitag. föderativ oder 
bOndlsch oder als KombInation dieser Prinzipien 
konzipiert sein. Je nach konkreter Ausgestaltung 
dieses Gremiums Ist auch das Problem der Kon-
trolle Ober die Kontrolleure zu lOsen. 
16. Auf der Bundesebene stellen sich die Probleme In 
ähnlld"ler Welse wie Im Landesverband. das FQh-
rungsgefAlie dOrfte allerdings gröBer sein. da die 
Verzahnung mit der nAdlsl nledrigeren Ebene 
quantitativ vergleIchsweise geringer Ist als die 
zwlsdlen Landes- und Kreisverband. 
17. Die strukturellen Gründe eines gewIssen Informa-
tions- und Machtgefälles zwischen Führung und 
Mitgliedschaft von der Landesebene aufwärts dürf-
ten ohne Sprengung der Struktur des bestehenden 
Parteiensystems nicht abschaffbar seIn. Aber auch 
bei den angebotenen Alternativen (Rätesystem, 
demokratischer Zentralismus) besteht keine Garan-
tie, dafür, daß dies Problem beseitigt werden kann. 
Die Forderung, die Mitgliedschaft als oberste in~ 
nerpartelliche Entscheidungsinstanz zu betrachten, 
Ist daher Immer nur annäherungswelse erfüllbar. 
Es geht In der Hauptsache um eine Milderung der 
Auswirkungen dieses Machtgefälles und um eine 
demokratlsdle LegItimation und Kontrolle der Füh~ 
rung durch die MltglJedschaft. 
18. Ein wichtiger Faktor InnerparteIlIcher Demokratie 
Ist der prinzipiell offene Zugang zur Führungs-
spitze für jedermann. Diese Ist auch faktisch vor-
handen, dIe bestehenden Hindernisse (Popularität, 
Meriten auf anderer Ebene, Erfahrung) sind aber 
nlrot etwa ~klassenbedln9t". sondern prInzipiell für 
Jeden überwindbar. 
19. Eine demokratisierende Wirkung könnta eine Ver-
stärkung des Gruppenelemenles im Innerpartei-
lIchen WlllensblldungsprozeB mit sich bringen, so-
fern die Gruppen demokratisch strukturiert sind 
und die Konflikte zwischen ihnen offen ausgetragen 
werden. Ob das Ergebnis des Gruppenkonfliktes 
ein Kompromlß oder eine Mehrheitsentscheidung 
Ist, besitzt unter der Fragestellung Innerpartel~ 
IIcher Demokratie keine Relevanz. 
20. Die Effizienz Innerpartelilcher Kontrolle hAngt vom 
InformatIonsniveau der Kontrollierenden ab, Je 
geringer das InformatIonsgefAlle, desto größer Ist 
die Machtnlvellierung und desto erfolgversprechen-
der und lohnender die MöglichkeIt innerparteI-
lIcher PartIzipation. 
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